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Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Strafgesetzbuches - 
Strafzumessung bei Aufklärungs- und Präventionshilfe (... StrÄndG) 


A. Problem und Ziel 

Das geltende Recht stellt nicht in ausreichendem Umfang geeignete Instrumente 
zur Verfügung, die potenziell kooperationsbereiten Tätern einen Anreiz bieten, 
Hilfe zur Aufklärung und Verhinderung von Straftaten (Aufklärungs- und Prä- 
ventionshilfe) zu leisten. Die Berücksichtigung dieser Hilfe als Nachtat- 
verhalten im Rahmen der Strafzumessung nach § 46 Abs. 2 Satz 2 des Straf- 
gesetzbuches (StGB) ist zwar möglich, bietet jedoch für den Täter nur einen 
begrenzten Kooperationsanreiz, da keine Strafrahmenverschiebung erfolgt und 
für den Betroffenen das Ausmaß der Vergünstigung weniger vorhersehbar ist; 
Letzteres gilt auch für die Möglichkeit, im Einzelfall — und zudem beschränkt auf 
bestimmte Delikte - eine solche Hilfe durch die Annahme eines minder schwe- 
ren Falles oder über die Anwendung des § 153 ff. der Strafprozessordnung 
(StPO) zu honorieren. Die wenigen expliziten Regelungen des geltenden Rechts 
zur Aufklärungs- und Präventionshilfe sind ebenfalls auf einzelne Deliktsberei- 
che beschränkt (§ 129 Abs. 6 Nr. 2, auch i. V. m. § 129a Abs. 7, § 261 Abs. 10 
StGB; § 31 des Betäubungsmittelgesetzes - BtMG). 

Vor allem bei der Bekämpfung des Terrorismus und der organisierten Krimina- 
lität, einschließlich der schweren Wirtschaftskriminalität, deren Strukturen 
durch ein hohes Maß an Konspirativität geprägt sind, stoßen die Strafverfol- 
gungsbehörden in besonderem Maße auf Probleme im Rahmen der Beweisfüh- 
rung. Mit von außen wirkenden Ermittlungsmaßnahmen gelingt es vielfach 
nicht, in die abgeschotteten Strukturen einzudringen und die zur Aufklärung und 
Verhinderung schwerer Straftaten erforderlichen Erkenntnisse zu gewinnen. Die 
Ermittler sind daher vor allem auf die Hinweise von selbst ins kriminelle Milieu 
verstrickten Personen angewiesen, die über wertvolle Informationen zu Struktu- 
ren und Hintermännern verfügen, unabhängig davon, ob diese selbst eine Straf- 
tat begangen haben, die diesen Kriminalitätsbereichen zugeordnet werden kann. 
Dem wurden die früheren Kronzeugenregelungen bei terroristischen und orga- 
nisiert begangenen Straftaten nicht hinreichend gerecht. Sie ließen auch außer 
Betracht, dass strafrechtlich relevante Aktivitäten in diesen Bereichen nicht auf 
ein Handeln in Strukturen beschränkt sind, die die hohen Organisationsanforde- 
rungen der §§ 129 und 129a StGB erfüllen, und über den Kern der jeweiligen 
Bezugstatbestände hinaus häufig auch in den Bereich der sonstigen schweren bis 
mittelschweren Kriminalität reichen (z. B. Korruptions-, Vermögens- oder auch 
Sexualdelikte). Wird eventuell aussagewilligen Straftätern daher in größerem 
Umfang ein Anreiz zur Kooperation geboten, besteht die Möglichkeit, die kri- 
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minellen Verflechtungen insgesamt besser aufzubrechen und ansonsten prak- 
tisch nicht erreichbare Ermittlungserfolge zu erzielen. 

Für kooperationsbereite Straftäter, die durch ihre Angaben wesentlich zur Auf- 
klärung oder Verhinderung von schweren Straftaten beitragen, die wegen ihrer 
häuflg konspirativen Begehungsweise ansonsten nur schwer aufklärbar sind, 
soll deshalb die Möglichkeit einer konkret bestimmten Strafmilderung und des 
Absehens von Strafe geschaffen werden, grundsätzlich unabhängig davon, wel- 
che Art von Straftat sie selbst begangen haben. Ausgenommen werden hingegen 
Angaben von Tätern der einfachen Kriminalität, da in diesem Deliktsbereich be- 
reits das bestehende Instrumentarium (§ 46 StGB; § 153 ff. StPO) hinreichende 
Möglichkeiten bietet, ein solches Verhalten angemessen zu berücksichtigen. 


B. Lösung 

Der Entwurf schlägt eine allgemeine Strafzumessungsvorschrift vor, die eine 
strafrahmenverschiebende Milderung und in bestimmten Fällen ein Absehen 
von Strafe ermöglicht, wenn der Täter einer nicht der einfachen Kriminalität zu- 
zurechnenden Straftat Aufklärungs- oder Präventionshilfe in Bezug auf eine Tat 
der Schwerstkriminalität oder der mittelschweren Kriminalität leistet, für die 
tendenziell ein Ermittlungsdeflzit des Staates zu beklagen ist. Dieser Kreis der 
Delikte soll durch eine Bezugnahme auf den (zukünftigen) Straftatenkatalog des 
§ 1 00a StPO umschrieben werden. 

Zugleich werden — nicht abschließend — Kriterien aufgeführt, an denen sich das 
Gericht bei der Entscheidung über die Gewährung einer Strafmilderung oder das 
Absehen von Strafe zu orientieren hat und die auch dem potenziellen „Kronzeu- 
gen“ aufzeigen, welche Umstände für eine etwaige Honorierung seiner Angaben 
bedeutsam sind. 

Um Missbrauch vorzubeugen, insbesondere die Nachprüfung der Angaben des 
„Kronzeugen“ auf ihren Wahrheitsgehalt zu erleichtern, sind Strafmilderung 
und Absehen von Strafe ausgeschlossen, wenn er sein Wissen erst offenbart, 
nachdem die Eröffnung des Hauptverfahrens (§ 207 StPO) gegen ihn beschlos- 
sen worden ist. Dies soll auch die verfahrensrechtliche Behandlung entsprechen- 
der Angaben in der Hauptverhandlung erleichtern. Darüber hinaus werden die 
Strafdrohungen für das Vortäuschen einer Straftat (§ 145d StGB) und die falsche 
Verdächtigung (§ 164 StGB) für diejenigen Täter ausgeweitet und angehoben, 
die sich durch unwahre Angaben eine Strafmilderung oder ein Absehen von 
Strafe erschleichen wollen. 


C. Alternativen 

Frühere Vorschläge, insbesondere der Entwurf des Bundesrates aus dem Jahr 
2004 (Bundestagsdrucksache 15/2771), sahen die Einführang zahlreicher 
bereichsspeziflscher „Kronzeugenregelungen“ vor. Die Bundesregierang hat 
bereits in der Vergangenheit betont, dass ihr dieser Ansatz nicht geeignet er- 
scheint, um eine praxisgerechte und der Zielsetzung einer wirksamen Krimina- 
litätsbekämpfung entsprechende Lösung zu erreichen. Dies gilt insbesondere für 
den Vorschlag, die Möglichkeit der Milderung oder des Absehens von Strafe da- 
von abhängig zu machen, dass der Betreffende Angaben zu bestimmten Ein- 
zeldelikten macht, die aus derselben Deliktsgrappe wie seine eigene Tat stam- 
men (Bundestagsdracksache a. a. O., S. 13). 


D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentiichen Haushalte 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 
Keine 
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2. Vollzugsaufwand 

Das Gesetz dürfte im Ergebnis haushaltsneutral wirken. Einerseits ist zu erwar- 
ten, dass die Regelungen zur Aufdeckung und Verhinderang bislang unbekann- 
ter Straftaten und damit zu einer Zunahme der Strafverfahren führen. Anderer- 
seits können die Angaben zur Aufklärungs- und Präventionshilfe bei dem 
Grunde nach bereits bekannten Sachverhalten zügigere und mit geringerem 
Aufwand durchgeführte Verfahren ermöglichen. 


E. Sonstige Kosten 

Es sind weder zusätzliche Kosten für die Wirtschaft noch Auswirkungen auf das 
Preisniveau, insbesondere das Verbraucherpreisniveau, zu erwarten. 


F. Bürokratiekosten 

Die Ressortabstimmung wurde vor dem 1 . Dezember 2006 eingeleitet. 
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Bundesrepublik Oeutschland 


Berlin 


^ 1 / August 2007 


DIE BUNDESKANZI.ERIN 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 


Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Strafgesetzbuches - 
Strafzumessung bei Aufklärungs- und Präventionshilfe (... StrÄndG) 


mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 835. Sitzung am 6. Juli 2007 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus 
Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Strafgesetzbuches - 
Strafzumessung bei Aufkiärungs- und Präventionshiife (... StrÄndG) 

Vom ... 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Strafgesetzbuehes 

Das Strafgesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 13. November 1998 (BGBl. 1 S. 3322), zuletzt geändert 
durch . . ., wird wie folgt geändert: 

1 . ln der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 46a 
folgende Angabe eingefügt: 

„§ 46b Hilfe zur Aufklärung oder Verhinderung von 
schweren Straftaten“. 

2. Nach § 46a wird folgender § 46b eingefügt: 

„§ 46b 

Hilfe zur Aufklärung oder Verhinderung 
von schweren Straftaten 

(1) Wenn der Täter einer Straftat, die mit einer im Min- 
destmaß erhöhten Freiheitsstrafe oder mit lebenslanger 
Freiheitsstrafe bedroht ist, 

1 . durch freiwilliges Offenbaren seines Wissens wesent- 
lich dazu beigetragen hat, dass eine Tat nach § 100a 
Abs. 2 der Strafprozessordnung aufgedeckt werden 
konnte oder 

2. freiwillig sein Wissen so rechtzeitig einer Dienststelle 
offenbart, dass eine Tat nach § 100a Abs. 2 der Straf- 
prozessordnung, von deren Planung er weiß, noch 
verhindert werden kann, 

kann das Gericht die Strafe nach § 49 Abs. 1 mildem, 
wobei an die Stelle ausschließlich angedrohter lebenslan- 
ger Freiheitsstrafe eine Freiheitsstrafe nicht unter zehn 
Jahren tritt. Für die Einordnung als Straftat, die mit einer 
im Mindestmaß erhöhten Freiheitsstrafe bedroht ist, wer- 
den nur Schärfungen für besonders schwere Fälle und 
keine Mildemngen berücksichtigt. War der Täter an der 
Tat beteiligt, muss sich sein Beitrag zur Aufklämng nach 
Satz 1 Nr. 1 über den eigenen Tatbeitrag hinaus erstre- 
cken. Anstelle einer Mildemng kann das Gericht von 
Strafe absehen, wenn die Straftat ausschließlich mit 
zeitiger Freiheitsstrafe bedroht ist und der Täter keine 
Freiheitsstrafe von mehr als drei Jahren verwirkt hat. 

(2) Bei der Entscheidung nach Absatz 1 hat das Gericht 
insbesondere zu berücksichtigen: 

1. die Art und den Umfang der offenbarten Tatsachen 
und deren Bedeutung für die Aufklärung oder Verhin- 
demng der Tat, den Zeitpunkt der Offenbamng, das 
Ausmaß der Unterstützung der Strafverfolgungsbe- 
hörden durch den Täter und die Schwere der Tat, auf 
die sich seine Angaben beziehen, sowie 


2. das Verhältnis der in Nummer 1 genannten Umstände 
zur Schwere der Straftat und Schuld des Täters. 

(3) Eine Mildemng sowie das Absehen von Strafe nach 
Absatz 1 sind ausgeschlossen, wenn der Täter sein Wis- 
sen erst offenbart, nachdem die Eröffnung des Hauptver- 
fahrens (§ 207 der Strafprozessordnung) gegen ihn be- 
schlossen worden ist.“ 

3. Dem § 145d werden folgende Absätze 3 und 4 angefügt: 

„(3) Mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf 
Jahren wird bestraft, wer 

1 . eine Tat nach Absatz 1 Nr. 1 oder Absatz 2 Nr. 1 be- 
geht oder 

2. wider besseres Wissen einer der in Absatz 1 bezeich- 
neten Stellen vortäuscht, dass die Verwirklichung 
einer der in § 46b Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 dieses Gesetzes 
oder in § 3 1 Satz 1 Nr. 2 des Betäubungsmittelgeset- 
zes genannten rechtswidrigen Taten bevorstehe, oder 

3. wider besseres Wissen eine dieser Stellen über den 
Beteiligten an einer bevorstehenden Tat nach Num- 
mer 2 zu täuschen sucht, 

um eine Strafmildemng oder ein Absehen von Strafe 
nach § 46b dieses Gesetzes oder § 3 1 des Betäubungs- 
mittelgesetzes zu erlangen. 

(4) In minder schweren Fällen des Absatzes 3 ist die 
Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe.“ 

4. Dem § 164 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn 
Jahren wird bestraft, wer die falsche Verdächtigung be- 
geht, um eine Strafmildemng oder ein Absehen von Stra- 
fe nach § 46b dieses Gesetzes oder § 3 1 des Betäubungs- 
mittelgesetzes zu erlangen. In minder schweren Fällen ist 
die Strafe Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf 
Jahren.“ 

5. § 261 Abs. 10 wird aufgehoben. 

Artikel 2 

Änderung des Betäubungsmittelgesetzes 

§ 3 1 des Betäubungsmittelgesetzes in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 1. März 1994 (BGBl. I S. 358), das zu- 
letzt durch . . . (BGBl. IS. . . .) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

1. Im Satzteil vor Nummer 1 werden die Wörter „nach sei- 
nem Ermessen mildem (§ 49 Abs. 2 des Strafgesetz- 
buches) oder von einer Bestrafung nach § 29 Abs. 1, 2, 4 
oder 6 absehen“ durch die Wörter „nach § 49 Abs. 1 des 
Strafgesetzbuches mildem oder, werm der Täter keine 
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Freiheitsstrafe von mehr als drei Jahren verwirkt hat, von 
Strafe absehen“ ersetzt. 

2. Folgender Satz 2 wird angefügt: 

„§ 46b Abs. 2 und 3 des Strafgesetzbuches gilt entspre- 
chend.“ 


Artikel 3 

Änderung des Einführungsgesetzes 
zum Strafgesetzbueh 

Nach Artikel 316b des Einführungsgesetzes zum Straf- 
gesetzbuch vom 2. März 1974 (BGBl. 1 S. 469, 1975 1 
S. 1916, 1976 1 S. 507), das zuletzt durch ... (BGBl. IS....) 
geändert worden ist, wird folgender Artikel 316c eingefügt: 


„Artikel 316c 

Übergangsvorschrift zum . . . 

Strafrechtsänderungsgesetz 

§ 46b des Strafgesetzbuches und § 3 1 des Betäubungsmit- 
telgesetzes in der Fassung des Artikels 2 des . . . Strafrechts- 
änderungsgesetzes vom ... (BGBl. 1 S. ...) sind nicht auf 
Verfahren anzuwenden, in denen vor dem . . . [eintragen: Da- 
tum des Inkrafttretens des Gesetzes] die Eröffnung des 
Hauptverfahrens beschlossen worden ist.“ 

Artikel 4 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am . . . [eintragen: Datum des ersten Ta- 
ges des zweiten auf die Verkündung folgenden Monats] in 
Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

I. Zielsetzung des Entwurfs 

Die durch Artikel 4 des Gesetzes zur Änderung des Straf- 
gesetzbuches, der Strafprozessordnung und des Versamin- 
lungsgesetzes und zur Einführung einer Kronzeugenrege- 
lung bei terroristischen Straftaten (BGBl. 1 S. 1059) vom 
9. Juni 1989 eingeführte und durch Artikel 5 des Verbre- 
chensbekämpfungsgesetzes vom 28. Oktober 1994 (BGBl. 1 
S. 3 1 86) um die Taten einer kriminellen Vereinigung ergänz- 
te Kronzeugenregelung ist am 31. Dezember 1999 ausge- 
laufen. Diese Regelung war auf Täter und Teilnehmer der 
Organisationsdelikte nach §§ 129, 129a StGB (Bildung kri- 
mineller und terroristischer Vereinigungen) und damit zu- 
sammenhängenden Taten beschränkt, wobei im Falle der kri- 
minellen Vereinigung u. a. hinzukommen musste, dass die 
Zwecke oder Tätigkeiten der Vereinigung auf die Begehung 
von Taten gerichtet waren, bei denen der Erweiterte Verfall 
(§ 73d StGB) angeordnet werden kann. Diese Begrenzung 
wurde von der Praxis aus nachvollziehbaren Gründen als zu 
restriktiv empfunden, namentlich weil sich die strafrechtlich 
relevanten Aktivitäten in diesen Bereichen keineswegs auf 
Taten von Vereinigungen im Sinne der §§ 129, 129a StGB 
beschränken (siehe Vorblatt A). 

Derzeit bestehen einige wenige bereichsspezifische Regelun- 
gen, die es dem Täter ermöglichen, durch Preisgabe ermitt- 
lungsrelevanter Informationen eine Strafmilderung oder gar 
das Absehen von Strafe zu erlangen. Insbesondere die Rege- 
lung in § 3 1 BtMG wurde von der Praxis in großem Umfang 
angenommen und hat im Bereich der organisierten Betäu- 
bungsmittelkriminalität ungewöhnliche Ermittlungserfolge 
ennöglicht (vgl. hierzu Körner, BtMG, 5. Aufl., §31 
Rn. 3 f.). Diesen „kleinen Kronzeugenregelungen“ ist indes 
gemein, dass sie nur einen speziellen Deliktsbereich ab- 
decken und der sich offenbarende Täter selbst eine einschlä- 
gige Straftat aus diesem Deliktsfeld begangen haben muss. 

Im Übrigen können entsprechende Angaben lediglich über 
die allgemeinen Vorschriften berücksichtigt werden (§ 46 
StGB, § 1 53 ff. StPO, bei bestimmten Delikten auch über die 
Annahme eines unbenannten minder schweren Falles). Die- 
ses Instrumentarium bietet jedoch für den Täter nur einen be- 
grenzten Kooperationsanreiz, da das Ausmaß der Vergünsti- 
gung für den Betroffenen beschränkt und vor allem wenig 
vorhersehbar ist. 

Gleichzeitig stoßen die Strafverfolgungsbehörden vor allem 
im Bereich des Terrorismus und der organisierten Krimi- 
nalität, einschließlich der schweren Wirtschaftskriminalität, 
häufig auf abgeschottete Strukturen, denen ohne Angaben 
von selbst ins kriminelle Milieu verstrickten Tätern kaum 
wirksam begegnet werden kann (siehe Vorblatt A). Der Ent- 
wurf will daher durch Schaffung einer allgemeinen Strafzu- 
messungsvorschrift in breiterem Umfang als bisher Anreize 
für Aufklärungs- und Präventionshilfen schaffen und so das 
Eindringen in diese Strukturen erleichtern (zu entsprechen- 
den Forderungen aus der Praxis vgl. Mühlhoff/Mehrens, Das 
Kronzeugengesetz im Urteil der Praxis, S. 96 ff; Mühlhoff/ 
Pfeiffer, ZRP 2000, S. 121 ff). 


II. Gesetzgebungskompetenz; Vereinbarkeit mit 
EU-Recht 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes folgt aus Arti- 
kel 74 Abs. 1 Nr. 1 des Grundgesetzes (Strafrecht). 

Der Gesetzentwurf ist mit dem Recht der Europäischen 
Union vereinbar. Mehrere Rahmenbeschlüsse der EU legen 
den Mitgliedstaaten sogar nahe, für Täter, die Aufklärungs- 
oder Präventionshilfe leisten, eine gesetzliche Strafmilde- 
rung vorzusehen (vgl. Artikel 6 des Rahmenbeschlusses 
2002/475/JI des Rates vom 13. Juni 2002 zur Terrorismus- 
bekämpfüng (ABI. EG Nr. L 164/3), Artikel 4 des im Wege 
der allgemeinen Ausrichtung am 28. April 2006 politisch ge- 
einigten Entwurfs eines Rahmenbeschlusses zur Bekämp- 
fung der Organisierten Kriminalität (Ratsdokument 9067/06, 
CRIMORG 80), Artikel 5 des Rahmenbeschlusses 2004/ 
757/JI des Rates vom 25. Oktober 2004 zur Festlegung von 
Mindestvorschriften über die Tatbestandsmerkmale straf- 
barer Handlungen und die Strafen im Bereich des illegalen 
Drogenhandels (ABI. EG Nr. L 335/8). 

III. Gesetzesfolgen 

Die vorgeschlagenen Änderungen lassen für die Haushalte 
des Bundes und der Länder sowohl Kostenersparnisse als 
auch Mehrkosten erwarten, die sich im Ergebnis ausgleichen 
dürften. 

Einsparungen können die Folge von effizienteren Verfahren 
sein, wenn die Angaben des „Kronzeugen“ z. B. eine schnel- 
lere Aufklärung der Tat und ggf. die Verhinderung weiterer 
Taten ermöglichen und so weitere aufwändige Ermittlungen 
entbehrlich machen. Einsparungen können sich auch infolge 
einer kürzeren Vollzugsdauer oder des Absehens von Strafe 
zugunsten des Aufklärungs- oder Präventionsgehilfen erge- 
ben. Auf der anderen Seite ist zu erwarten, dass die Regelun- 
gen zur Aufdeckung und Verhinderung bislang unbekannter 
Straftaten und damit zu einer Zunahme entsprechender Er- 
mittlungs- und Strafverfahren und eines entsprechenden 
Vollzugsaufwands führen. Dies schließt im Einzelfall auch 
einen verstärkten Überprüfungsaufwand für solche Angaben 
eines potenziellen „Kronzeugen“ ein, die sich im Ergebnis 
als nicht stichhaltig erweisen. 

Es sind weder zusätzliche Kosten für die Wirtschaft noch 
Auswirkungen auf das Preisniveau, insbesondere das Ver- 
braucherpreisniveau, zu erwarten. 

Auswirkungen von gleichstellungspolitischer Bedeutung 
sind nicht zu erwarten. 


B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung des Strafgesetzbuches) 

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 

Die Änderung der Inhaltsübersicht ist infolge der Einfügung 
des § 46b StGB-E erforderlich. 
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Zu Nummer 2 (§ 46b StGB-E) 

Zu Absatz 1 

Die Regelung ermöglicht es dem Gericht, die Strafe zu mil- 
dem oder in bestimmten Fällen von Strafe abzusehen, wenn 
der Täter einer nicht der einfachen Kriminalität zuzurech- 
nenden Straftat freiwillig sein Wissen über eine der in § 100a 
StPO genannten Tat offenbart, so dass deren Begehung noch 
verhindert werden kann oder die Wissensoffenbamng we- 
sentlich zur Aufdeckung dieser Tat beigetragen hat. 

Bei der Frage, bei welchen Taten des Täters die Vorschrift 
Anwendung finden kann, entscheidet sich der Entwurf in 
Satz 1 einleitender Satzteil für einen relativ breiten Anwen- 
dungsbereich und verzichtet namentlich auf die eigenstän- 
dige Benennung von Katalogtaten. Durch die Beschränkung 
auf Delikte, die mit einer im Mindestmaß erhöhten Freiheits- 
strafe bedroht sind, werden gmndsätzlich alle Taten der mitt- 
leren und schweren Kriminalität erfasst. Mit diesem relativ 
weiten Anwendungsbereich soll nicht nur ein möglichst breit 
wirkender Anreiz für Aufklämngs- und Präventionshilfen 
geschaffen werden, es sollen auch Differenziemngen ver- 
mieden werden, deren Berechtigung fraglich wäre. 

So erschiene es zum Beispiel zweifelhaft, die Honorierang 
entsprechender Angaben generell von der Art der vom 
„Kronzeugen“ selbst verübten Tat abhängig zu machen, da 
dies den Wert solcher Angaben für die Verfolgung und Ver- 
hindemng bislang nicht aufgedeckter Taten gmndsätzlich 
unberührt lässt (vgl. Hassemer, StV 1986, 550, 553 a. E.; 
Jeßberger, Kooperation und Strafzumessung, S. 116). Dies 
gilt auch für die spezielle Frage, ob die Tat des Aufklämngs- 
oder Präventionsgehilfen zur selben Deliktsgmppe gehören 
muss wie die Tat, auf die sich seine Angaben beziehen. 
Selbst wenn man eine erhöhte Wahrscheinlichkeit unterstell- 
te, dass ein Täter eher Angaben zu einer Tat aus demselben 
Deliktsbereich machen kann, erschiene dies allein nicht aus- 
reichend, um Angaben anderer Täter, die im konkreten Fall 
den gleichen oder gar einen noch höheren Wert haben kön- 
nen, generell weniger zu berücksichtigen und aus dem An- 
wendungsbereich auszunehmen. Hinzu kommt, dass gerade 
im Bereich der organisierten Kriminalität die Täter zuneh- 
mend deliktsübergreifend tätig werden (BMI/BMJ, Zweiter 
Periodischer Sicherheitsbericht, 2006, S. 440) und sich so- 
mit auch deren Erkenntnisse in der Regel gerade nicht auf 
eine bestimmte Deliktsgmppe beschränken. Nur eine de- 
liktsübergreifend anwendbare Vorschrift kann somit den not- 
wendigen Anreiz schaffen, damit z. B. ein Drogenhändler 
sein Wissen über die Taten eines Menschenhändlerrings 
offenbart und umgekehrt. 

Auch die Schwere der Tat des Aufklämngs- oder Präven- 
tionsgehilfen scheint gmndsätzlich kein geeignetes Krite- 
rium zu sein, von dem eine mögliche Honoriemng seiner 
Angaben generell abhängig gemacht werden sollte. Nament- 
lich eine Beschränkung auf Täter der Schwerstkriminalität 
körmte sich dem Vorwurf ausgesetzt sehen, allein solche 
Täter zu privilegieren, die schwerste Schuld auf sich geladen 
und nicht selten aufgmnd ihrer tiefen Verstrickung ins krimi- 
nelle Milieu ein besonders umfangreiches Wissen über 
begangene oder geplante Straftaten angesammelt haben. 
Sachgerecht erscheint allerdings, die Taten der einfachen 
Kriminalität aus dem Anwendungsbereich der Vorschrift 
auszunehmen. Unabhängig von der Frage, inwieweit ent- 


sprechende Täter überhaupt als potenzielle Aufklämngs- 
oder Präventionsgehilfen für die hier in Rede stehenden 
Taten in Betracht kommen, kann hier auf eine besondere, zu 
einer Strafrahmenverschiebung führende Mildemngsmög- 
lichkeit verzichtet werden. Denn im Bereich der nicht mit er- 
höhter Mindestfreiheitsstrafe bedrohten Taten kann eine sol- 
che Hilfe regelmäßig bereits im Rahmen der Strafzumessung 
(§ 46 StGB) oder durch Anwendung des § 153 ff. StPO an- 
gemessen berücksichtigt werden, ganz abgesehen davon, 
dass die in § 49 Abs. 1 Nr. 3 StGB eröffnete Absenkung der 
Mindeststrafe hier ohnedies ins Leere ginge. Zudem dürfte 
zukünftig bei der Anwendung des § 46 StGB, des § 153 ff. 
StPO auch dem Umstand zusätzliches Gewicht zukommen, 
dass § 46b StGB-E zwar nicht die Tat des „Kronzeugen“ er- 
fasst, wohl aber die Tat, auf die sich seine Angaben beziehen. 
Aus der Aufnahme der zu offenbarenden Tat in § 46b 
StGB-E kann nämlich abgeleitet werden, dass der Staat bei 
solchen Delikten generell ein erhöhtes Interesse daran hat, in 
seinen Ermittlungsbemühungen unterstützt zu werden (dazu 
näher im Folgenden). 

Der Entwurf will der Praxis eine möglichst klare Vorgabe 
geben, welche Auswirkungen Schärfungen und Milderun- 
gen für die Frage zukommen, ob die Tat mit einer im Min- 
destmaß erhöhten Freiheitsstrafe bedroht ist. Deshalb be- 
stimmt Satz 2, dass nur Schärfungen, die für besonders 
schwere Fälle vorgesehen sind, für diese Einteilung zu be- 
rücksichtigen sind. Einer besonderen Regelung bedarf es, da 
dieser Ansatz sowohl von den Vorgaben nach § 12 Abs. 3 
und § 78 Abs. 4 StGB (generelle Unbeachtlichkeit aller 
Schärfungen und Milderungen) als auch von der Rechts- 
praxis z. B. zu § 49 Abs. 1 StGB abweicht, wonach die dort 
genarmten Ausgangsstrafrahmen unter Einbeziehung beson- 
ders schwerer oder minder schwerer Fälle und etwaiger 
sonstiger Milderungen nach § 49 StGB zu bestimmen sind 
(vgl. Franke in Münchener Kommentar, StGB, § 49 Rn. 3). 
Konkret erfasst werden durch Satz 2 vor allem solche 
Schärfungen, die durch Regelfälle (z. B. § 243 Abs. 1, 
§ 253 Abs. 4, § 263 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1, § 267 Abs. 3 Satz 2 
Nr. 1, § 300 Satz 2 Nr. 2 StGB) oder durch zwingende Bei- 
spielsfälle (z. B. § 129 Abs. 4 StGB) benannt und erläutert 
werden (vgl. Tröndle/Fischer, StGB, 54. Aufl., § 12 Rn. 11 
sowie BGH 3 StR 550/83 = BGHSt 32, 293, 294). Damit 
wird vermieden, dass in einem möglicherweise frühen Ver- 
fahrensstadium (z. B. im Rahmen der Anwendung des 
§ 153b StPO) schon umfassende, eine Gesamtwürdigung er- 
fordernde Strafzumessungserwägungen angestellt werden 
müssen, ohne auf die Vermutungswirkung eines Regelfalls 
oder eines zwingenden Beispielsfalls zurückgreifen zu kön- 
nen. Unbenarmte Schärfungen sind zwar grundsätzlich 
ebenfalls zu berücksichtigen, haben aber für die Einteilung 
nach Satz 1 einleitender Satzteil nur eine sehr geringe prak- 
tische Bedeutung (vgl. § 102 Abs. 1, § 107 Abs. 1, § 108 
Abs. 1 StGB). 

Milderungen für minder schwere Fälle oder solche, die nach 
den Vorschriften des Allgemeinen Teils des StGB vorgese- 
hen oder möglich sind, sollen für die Anwendbarkeit des 
§ 46b StGB-E hingegen nicht maßgebend sein (erst recht 
bleibt natürlich die mögliche Strafmilderung nach § 46b 
StGB-E selbst bei der Bemessung des Ausgangsstrafrah- 
mens unberücksichtigt). Damit wird insbesondere verhin- 
dert, dass der gerade für Aufklämngs- und Präventionshilfen 
relevante Kreis der Tatgehilfen aufgmnd der in § 27 Abs. 2 
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Satz 2 StGB vorgeschriebenen Milderung aus dem Anwen- 
dungsbereich der Vorschrift herausfällt, weil die Haupttat 
mit einer im Mindestmaß erhöhten Freiheitsstrafe von weni- 
ger als einem Jahr bedroht ist. Die Unbeachtlichkeit von Mil- 
derungen stellt also sicher, dass nicht durch die vorgehende 
Anwendung eines anderen Milderungsgrundes die weiterge- 
hende Milderungs- und Absehensmöglichkeit nach § 46b 
StGB-E von vomeherein ausgeschlossen wird. Sie ähnelt 
damit vom Ansatz her der u. a. aus § 50 StGB abgeleiteten 
Rechtsprechung, wonach beim Zusammentreffen mehrerer 
Milderungsmöglichkeiten grundsätzlich der für den Betrof- 
fenen günstigeren der Vorrang einzuräumen ist (vgl. BGH 2 
StR 664/84 = BGHSt 33, 92; Theune in Leipziger Kommen- 
tar, StGB, 12. Aufl., § 50 Rn. 14). Dies schließt aber nicht 
aus, dass der Tatrichter im Einzelfall trotz einer Aufklä- 
rungs- oder Präventionshilfe deimoch nicht § 46b StGB-E 
anwendet, sondern diesen vertypten Milderungsgrund ein- 
setzt, eventuell zusammen mit weiteren Umständen, um be- 
reits einen besonders schweren Fall zu verneinen oder einen 
minder schweren Fall zu bejahen, wenn der so gebildete 
Strafrahmen seiner Ansicht nach besser zur Ahndung des 
Unrechts geeignet ist (vgl. BGH 3 StR 327/99 = NStZ 1999, 
610). Satz 2 will die Anwendbarkeit des § 46b StGB-E in 
den beschriebenen Fällen nur ermöglichen, nicht aber vor- 
schreiben. Er lässt schließlich auch die schon im geltenden 
Recht anerkannte Möglichkeit einer doppelten Strafrahmen- 
milderung (vgl. BGH 3 StR 210/81 = BGHSt 30, 166; 
Tröndle/Fischer a. a. O. § 50 Rn. 7 m. w. N.) unberührt, so 
dass z. B. der o. g. Milderungsgrund der Gehilfeneigenschaft 
- oder ein anderer vertypter Milderungsgrund - über die 
Anwendung des § 46b StGB-E hinaus zu einer nochmaligen 
Strafrahmenverschiebung nach § 49 Abs. 1 StGB eingesetzt 
werden kann. 

Der Kreis der Taten, auf die sich die Aufklärungs- oder Prä- 
ventionshilfe beziehen muss, soll nach Satz 1 Nr. 1 und 2 
dem geplanten Deliktskatalog des § 100a Abs. 2 StPO-E ent- 
nommen werden, wie er im Gesetzentwurf zur Neuregelung 
der Telekommunikationsüberwachung und anderer verdeck- 
ter Ermittlungsmaßnahmen sowie zur Umsetzung der Richt- 
linie 2006/24/EG (Regierungsentwurf vom 18. April 2007, 
Bundesratsdrucksache 275/07) vorgesehen ist. 

Die besondere Honorierung einer Aufklärungs- und Präven- 
tionshilfe bedarf vor allem dann, wenn sie eine noch schuld- 
angemessene Sanktionierung des Täters in Frage stellt, im 
Hinblick auf das Rechtsstaatsprinzip und das daraus abgelei- 
tete Gebot der materiellen Gerechtigkeit einer Rechtferti- 
gung. In welchem Umfang die hier vorgeschlagene Rege- 
lung, die auf der bereits jetzt nach § 46 StGB möglichen 
Berücksichtigung eines positiven Nachtatverhaltens aufbaut, 
zu einer solchen Privilegierung führt, kann dahinstehen (zum 
Streitstand über die Vereinbarkeit einer Kronzeugenregelung 
mit dem Schuldgrundsatz vgl. Jeßberger a. a. O., S. 65 ff, 
87 f). Die entsprechende Rechtfertigung kann sich jeden- 
falls aus der ebenfalls aus dem Rechtsstaatsprinzip abzulei- 
tenden wesentlichen Aufgabe des Staates ergeben, gerade 
schwere Straftaten aufzuklären und zu verhindern (vgl. 
BVerfGE 29, 183, 194; 33, 367, 383; 77, 65, 76; 100, 313, 
389). Dieser Pflicht kann der Staat bei bestimmten Delikts- 
formen, insbesondere solchen, für die eine konspirative Be- 
gehungsweise und abgeschottete Strukturen typisch sind, 
ohne besondere Maßnahmen nur schwer oder gar nicht nach- 
kommen. 


Die hier vorgeschlagene „Kronzeugenregelung“ stellt eine 
solche besondere Maßnahme dar. Die - über die allgemeinen 
Vorgaben des § 46 StGB oder des § 153 ff. StPO hinausge- 
hende - gesetzliche Festlegung einer StrafVergünstigung in 
Form einer Strafrahmenverschiebung und der Möglichkeit 
des Absehens von Strafe kann, auch aufgrund der damit ver- 
bundenen Signalwirkung, den Anreiz für einen potenziellen 
„Kronzeugen“ deutlich erhöhen, sein Wissen frühzeitig und 
umfassend zu offenbaren. Neben der dadurch eröffneten 
Möglichkeit, bislang unaufgeklärt oder unerkannt geblie- 
bene Straftaten aufzudecken oder zu verhindern und damit 
zugleich bislang abgeschottete Strukturen aufzubrechen, 
entfaltet das durch solche Wissensoffenbarungen erhöhte 
Entdeckungsrisiko für potenzielle Straftäter auch abschre- 
ckende und damit generalpräventive Wirkung (vgl. wieder- 
um Jeßberger a. a. O., S. 95). 

Im Hinblick auf die konkrete Festlegung des Kreises der 
Taten, deren Offenbarung eine Rücknahme des staatlichen 
Strafanspruchs rechtfertigt, können die gesetzlichen Vor- 
gaben nutzbar gemacht werden, mit denen der Gesetzgeber 
besondere Ermittlungsmaßnahmen gestattet. Eine zentrale 
Ermittlungsbefugnis stellt insoweit das Recht zur Überwa- 
chung der Telekommunikation nach § 100a StPO dar. Der 
dort gegenwärtig in Satz 1 und nach dem o. g. Entwurf zu- 
künftig in Absatz 2 enthaltene Deliktskatalog enthält vor al- 
lem solche Taten, die nicht nur einen gewissen Schweregrad 
erreichen - § 1 00a Abs. 2 StPO-E spricht selbst von „schwe- 
ren Straftaten“ -, sondern bei denen aufgrund oftmals 
konspirativ und in abgeschotteten Strukturen erfolgender 
Begehungsweise tendenziell ein besonderes Ermittlungsde- 
fizit besteht. Darüber hinaus umfasst er schwerste Taten (ins- 
besondere Tötungsdelikte sowie schwere Sexualdelikte), die 
allein aufgrund ihrer besonderen Schwere derartige Maßnah- 
men grundsätzlich rechtfertigen (vgl. Regierungsentwurf 
vom 18. April 2007, a. a. O., S. 88 f : der Katalog erfasst 
schwere und schwer ermittelbare Kriminalität unter Aus- 
schluss weniger gravierender Rechtsverletzungen). 

Die Schwere der bereits erfolgten oder noch drohenden 
Rechtsgutsverletzungen und die Schwierigkeiten des Staa- 
tes, bereits begangene oder drohende Taten hinreichend auf- 
zuklären oder zu verhindern, können auch als maßgebende 
Kriterien für die Festlegung des Kreises der Taten genannt 
werden, bei denen die besondere Honorierung von Aufklä- 
rungs- und Präventionshilfe gerechtfertigt ist. 

Daher erscheint es sachgerecht, den Kreis der Taten parallel 
zum Katalog des § 100a Abs. 2 StPO-E zu bestimmen. Die 
dortige Aufzählung erfasst sowohl schwerste Einzeldelikte 
(s. o.) als auch solche Deliktsformen, die dem Bereich des 
Terrorismus (im weitesten Sinne) und der organisierten Kri- 
minalität, einschließlich der schweren Wirtschaftskriminali- 
tät, zugeordnet werden können (vgl. wiederum Regierungs- 
entwurf vom 18. April 2007, a. a. O., S. 88 ff). Sie betrifft 
damit vom Ansatz her die Kriminalitätsbereiche, auf deren 
effektivere Bekämpfung auch die Kronzeugenregelungen 
von 1989 und 1994 (dort Artikel 4 § 1 und Artikel 5, siehe 
Teil A. I. der Begründung) ausgerichtet waren, ohne aber die 
damaligen, inzwischen als zu eng erkannten Begrenzungen 
beim konkreten Anwendungsbereich zu übernehmen. Die 
Bezugnahme auf den Straftatenkatalog des § 100a StPO soll 
zugleich die Rechtsanwendung erleichtern. Die Praxis wird 
nicht mit einer weiteren umfänglichen Einzelaufzählung der 
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erfassten Delikte belastet, sondern kann sich auf einen dem 
Grunde nach seit vielen Jahren vertrauten Katalog stützen 
(eine solche Anlehnung an § 100a StPO wurde auch schon 
von Seiten der Praxis selbst vorgeschlagen, vgl. Mühlhoff/ 
Mehrens a. a. O., S. 36, 47 f, 100). Darüber hinaus entspricht 
der Verweis auf den Katalog des § 100a StPO einem Rege- 
lungsansatz, der bereits 2002 von Länderseite ins Gesetz- 
gebungsverfahren eingebracht wurde (Bundesratsdruck- 
sache 896/02; ähnlich auch Mühlhoff/Pfeiffer a. a. O., 
S. 121, 126). 

Die Bezugnahme auf § 100a StPO-E beschränkt sich auf- 
grund der unterschiedlichen Zielrichtung beider Regelungen 
(§ 100a StPO-E bestimmt die Bedingungen, die einen 
Grundrechtseingriff legitimieren, § 46b StGB-E steckt den 
Rahmen ab, in dem der staatliche Strafanspruch zurück- 
genommen werden kann) zwar bewusst auf die Übernahme 
des Straftatenkatalogs. Allerdings gibt es auch bei den sons- 
tigen Voraussetzungen beider Vorschriften Ähnlichkeiten, 
die diese Übernahme zusätzlich rechtfertigen. So hängt die 
Anwendbarkeit des § 100a StPO-E davon ab, dass die aufzu- 
klärende Tat „auch im Einzelfall schwer wiegt“ und „die Er- 
forschung des Sachverhalts (...) auf andere Weise wesent- 
lich erschwert oder aussichtslos wäre“ (§ 100a Abs. 1 Nr. 2 
und 3 StPO-E). Der Aspekt der konkreten Schwere der zu 
offenbarenden Tat und die Frage, inwieweit die offenbarten 
Tatsachen die Sachverhaltsaufklärung konkret erleichtert 
oder gar erst ermöglicht haben, sind bei § 46b StGB-E über 
die Abwägungsklausel des Absatzes 2 zu berücksichtigen 
(siehe dortige Begründung), wobei es schon zu den Tat- 
bestandsvoraussetzungen des Absatzes 1 gehört, dass die 
Angaben zur Tataufdeckung „wesentlich beigetragen“ bzw. 
die Tatverhinderung ermöglicht haben (dazu im Folgenden). 

Der Entwurf geht mit diesem Anwendungsbereich - ebenso 
wie die in den letzten Jahren vom Bundesrat (Bundestags- 
drucksache 15/2771) und aus dessen Mitte (Bundesrats- 
drucksache 896/02) vorgelegten Entwürfe - deutlich über 
die bis 31. Dezember 1999 geltenden Kronzeugenregelun- 
gen hinaus. Er trägt damit der Tatsache Rechnung, dass straf- 
rechtlich relevante Aktivitäten im Bereich der organisierten 
Kriminalität, einschließlich der schweren Wirtschaftskrimi- 
nalität, und des Terrorismus keineswegs notwendigerweise 
auf die Organisationsdelikte der §§ 129, 129a StGB be- 
schränkt sind (vgl. nur BMI/BMJ, Zweiter Periodischer 
Sicherheitsbericht, 2006, S. 450), sondern häufig auch unter- 
halb dieser Schwelle in den sonstigen Bereich vor allem der 
mittleren und schweren Kriminalität hineinreichen (siehe be- 
reits Vorblatt A und Teil A. I. der Begründung). 

Der Wortlaut der Formulierung von Satz 1, auch in Verbin- 
dung mit Satz 3, orientiert sich an den bestehenden „kleinen 
Kronzeugenregelungen“, namentlich an § 3 1 BtMG, so dass 
die dazu ergangene Rechtsprechung auch für die Auslegung 
des § 46b Abs. 1 StGB-E fruchtbar gemacht werden kann. 
So stellt z. B. die - in Artikel 4 der o. g. Kronzeugenregelung 
von 1989 (siehe Teil A. I. der Begründung) noch explizit 
genannte - Hilfe zur Ergreifung des Täters einen Unterfall der 
Tataufklärung dar und ist daher bereits über dieses Merkmal 
erfasst (zu § 31 BtMG vgl. z. B. BGH 1 StR 32/99 = NJW 
1999, 1726). Entsprechend dem Sprachgebrauch des § 46 ff. 
StGB und der „kleinen Kronzeugenregelungen“ wird nur der 
Täter ausdrücklich erwähnt; gleichwohl fallt auch der Teil- 
nehmer in den Anwendungsbereich des § 46b StGB-E. 


Durch die Übernahme des Wortlauts der „kleinen Kronzeu- 
genregelungen“ kann auch im Übrigen für die inhaltlichen 
Anforderungen, die eine Aufklärungs- oder Präventionshil- 
fe erfüllen muss, auf die bisherige Rechtsprechung zurück- 
gegriffen werden. Dies bedeutet insbesondere, dass eine 
Aufklärungshilfe im Sinne von Satz 1 Nr. 1 einen „Aufklä- 
rungserfolg“ voraussetzt (wobei dieses Kriterium nament- 
lich bei § 3 1 BtMG von der Rechtsprechung relativ weit 
ausgelegt wird; hierzu z. T. kritisch Körner a. a. O. Rn. 25, 
38). Ein Aufklärungserfolg ist danach dann eingetreten, 
wenn aufgrund der Angaben des Aufklärungsgehilfen zur 
Überzeugung des Gerichts bestimmte identifizierbare Per- 
sonen hinreichend verdächtig sind, gegen die einschlägigen 
Strafgesetze verstoßen zu haben, und bislang unbekannter 
Taten - oder bekannter Taten besser - überführt werden 
können (Nachweise bei Körner a. a. O. Rn. 32, 41); der 
„Kronzeuge“ muss durch seine Angaben demnach die Vo- 
raussetzungen für die voraussichtlich erfolgreiche Durch- 
führung eines Strafverfahrens gegen den oder die Belasteten 
geschaffen haben (BGH 1 StR 187/97 = StV 1997, 639). 
Nicht verlangt wird, dass die entsprechende Person auf- 
grund der Angabe des „Kronzeugen“ bereits angeklagt oder 
gar verurteilt worden ist. Auch kann bei Offenbarungen meh- 
rerer Angeklagter die Anwendung der „Kronzeugenrege- 
lung“ z. B. nicht allein mit der Begründung versagt werden, 
der zunächst aussagende Mittäter habe dem Gericht bereits 
dieselben Erkenntnisse vermittelt und damit den Aufklä- 
rungserfolg bewirkt (BGH 5 StR 317/01 = StV 2002, 260). 

Die Kundgabe allgemein bekannter Tatsachen, bloße Vernu- 
tungen und nicht nachweisbare Behauptungen, insbesondere 
unzureichende Angaben über den mutmaßlichen Täter oder 
die Tat, sind hingegen nicht ausreichend, um einen Aufklä- 
rungserfolg zu begründen (vgl. BGH 3 StR 384/82 = BGHSt 
31, 163, 166 f; BGH 1 StR 187/97 = StV 1997, 639). Viel- 
mehr müssen die Angaben des Aufklärungsgehilfen so 
konkret sein, dass sie einer Überprüfung durch die Straf- 
verfolgungsbehörden standhalten und so zu abgesicherten 
Erkermtnissen über Täter und deren Beiträge führen (BGH 1 
StR 20/94 = StV 1994, 544). Zweifelt das Gericht am Wahr- 
heitsgehalt der Angaben, so geht dies zu Lasten des „Kron- 
zeugen“, der In-Dubio-Grundsatz gilt nicht (vgl. BGH 4 StR 
154/88 = StV 1989, 392; BGH 1 StR 187/97 a. a. O., jeweils 
zu § 31 BtMG). Der Tatrichter ist grundsätzlich auch weder 
gehalten, Angaben des Angeklagten nachzugehen, die ledig- 
lich einen Verdacht und damit die bloße Möglichkeit eines 
Aufklärungserfolgs begründen, noch abzuwarten, bis andere 
Stellen entsprechende Ermittlungen durchgeführt haben 
(BGH 1 StR 20/94 a. a. O.). Die Herbeiführung eines Auf- 
klärungserfolgs kann in diesen Fällen auch nicht erst durch 
einen Beweisantrag erstrebt werden (BGH 1 StR 227/97 = 
NStZ 1998, 90). 

Als Rechtsfolge einer den genannten Anforderungen ent- 
sprechenden Aufklärungs- oder Präventionshilfe ermög- 
lichen Satz 1 letzter Satzteil und Satz 4 dem Gericht grund- 
sätzlich, die Strafe nach § 49 Abs. 1 StGB zu mildem oder 
von Strafe abzusehen. Dieser Grandsatz wird vor dem Hin- 
tergrund, dass trotz dieser Privilegierung die Aspekte des 
Schuldausgleichs und der Spezial- und Generalprävention 
nicht unberücksichtigt bleiben dürfen, in zweierlei Hinsicht 
begrenzt: 

- In Fällen, in denen eine Tat ausschließlich mit lebens- 
langer Freiheitsstrafe bedroht ist, eröffnet Satz 1 letzter 
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Satzteil dem Gericht lediglich die Möglichkeit, auf 
Freiheitsstrafe nicht unter zehn Jahren zu erkennen. Die- 
se Mindeststrafdrohung liegt deutlich oberhalb der 
Drei-Jahres-Grenze von § 49 Abs. 1 Nr. 1 StGB. Haupt- 
grund hierfür ist, dass § 49 StGB bislang vornehmlich auf 
Fälle deutlich verminderter Tatschuld bzw. deutlich ver- 
minderten Tatunrechts Anwendung findet, während die 
Offenbarung von Tatsachen nach § 46b StGB-E an 
Tatschuld und Tatunrecht unmittelbar nichts ändert und 
diese - wenn überhaupt — allenfalls mittelbar beeinflus- 
sen kann (s. o.). Mit der Mindeststrafdrohung von zehn 
Jahren Freiheitsstrafe soll demnach der Schwere des in 
diesen Fällen verwirklichten Unrechts und der daran an- 
knüpfenden Schuld des Täters Rechnung getragen wer- 
den. An einer Bewehrung „ausschließlich“ mit lebenslan- 
ger Freiheitsstrafe fehlt es allerdings darm, weim im 
konkreten Fall - unter Außerachtlassung der Milderungs- 
möglichkeit nach Satz 1 - aufgrund des Vorliegens eines 
anderen vertypten Milderungsgrundes (z. B. nach § 23 
Abs. 2 oder § 27 Abs. 2 Satz 2 StGB) ein niedrigerer 
Strafrahmen anwendbar ist. Dies entspricht für die Fälle 
des Versuchs und der Beihilfe dem Ansatz der Kronzeu- 
genregelungen von 1989 und 1994 (dort Artikel 4 § 3, 
siehe Teil A. I. der Begründung), auch werm der Umfang 
der möglichen Vergünstigung hinter dem der damaligen, 
einen deutlich engeren Anwendungsbereich betreffenden 
Regelung zurückbleibt. In diesen Fällen kommt mithin 
eine doppelte Strafrahmenenuäßigung in Betracht, wie 
dies im geltenden Recht bei vergleichbaren Fällen seit 
langem anerkannt ist (vgl. erneut BGH 3 StR 210/81 = 
BGHSt 30, 166). Umgekehrt kann eine Bedrohung mit 
„ausschließlich lebenslanger Freiheitsstrafe“ auch dann 
vorliegen, wenn das Gericht - wiederum ohne Berück- 
sichtigung der vertypten Milderung nach § 46b StGB-E - 
einen besonders schweren Fall nach § 212 Abs. 2 StGB 
annimmt. 

Aufgrund der Kann-Regelung in Satz 1 letzter Satzteil ist 
das Gericht keinesfalls gezwungen, im Falle einer geleis- 
teten Aufklärungs- oder Präventionshilfe automatisch 
von der Verhängung lebenslanger Freiheitsstrafe abzuse- 
hen. Vielmehr hat es im Rahmen pflichtgemäßen Ermes- 
sens zu beurteilen, ob Art und Umfang der Hilfe und de- 
ren Verhältnis zur eigenen Tat des „Kronzeugen“ eine 
Strafrahmenverschiebung rechtfertigen (siehe nachfol- 
gend zu Absatz 2). Insbesondere in Fällen vergleichswei- 
se geringwertiger Aufklärungs- oder Präventionshilfe 
oder wenn der Täter besonders schweres Unrecht auf sich 
geladen hat, kann das Gericht somit trotz einer geleisteten 
Hilfe im Sinne des § 46b Abs. 1 StGB-E zu deiu Ergebnis 
kommen, dass auf lebenslange Freiheitsstrafe zu erken- 
nen ist. 

- Ist die Tat ausschließlich mit zeitiger Freiheitsstrafe be- 
droht, kann das Gericht nicht nur die Strafe nach § 49 
Abs. 1 StGB mildem, sondern unter den in Satz 4 ge- 
nannten Umständen ganz von Strafe absehen. Damit er- 
öffnet sich für die Staatsanwaltschaft ggf. die Möglich- 
keit, das Verfahren mit Zustimmung des Gerichts nach 
§ 153b StPO einzustellen. Voraussetzung für ein Abse- 
hen von Strafe ist jedoch, dass der „Kronzeuge“ keine 
Freiheitsstrafe von mehr als drei Jahren verwirkt hat. Da- 
mit wird ein Absehen von Strafe zwar gmndsätzlich auch 
bei Verbrechen ermöglicht und somit ein tendenziell wei- 


terer Anwendungsbereich der Vorschrift geschaffen, als 
dies zum Beispiel bislang (vgl. Artikel 2) in § 3 1 BtMG 
der Fall ist. Allerdings bleibt diese Möglichkeit denjeni- 
gen Tätern verschlossen, die konkret eine relativ hohe 
Freiheitsstrafe zu erwarten haben und deren Schuld somit 
einem Absehen von Strafe entgegensteht. Zieht das 
Gericht ein Absehen von Strafe oder eine Zustimmung zu 
einer Verfahrenseinstellung gemäß § 153b StPO in 
Betracht, hat es unter Berücksichtigung aller Zumes- 
sungsgründe - wiedemm unter Außerachtlassung der 
Milderungsmöglichkeit nach § 46b Abs. 1 Satz 1 StGB-E - 
zu entscheiden, ob es für die Tat des „Kronzeugen“ eine 
Freiheitsstrafe von mehr als drei Jahren verhängen wür- 
de, ohne dass diese Strafe exakt bestimmt werden müsste. 
Scheidet danach ein Absehen von Strafe nach Satz 4 aus, 
kommt ggf. stattdessen eine Strafmildemng nach Satz 1 
in Betracht. 

Ebenso wie bei anderen Zumessungsvorschriften des Allge- 
meinen Teils (vgl. z. B. zu §§ 46a und 60 StGB Tröndle/ 
Fischer a. a. O. § 46a Rn. 7 i. V. m. § 60 Rn. 3; Theune in 
Leipziger Kommentar a. a. O. § 46a Rn. 48), bei den Arti- 
keln 4 und 5 der Kronzeugenregelungen von 1989 und 1994 
(vgl. Bundestagsdrucksache 11/2834, S. 14; BayObLG 3 St 
15/90 = BayObLGSt 1991, 16, 24) und bei den geltenden 
„kleinen Kronzeugenregelungen“ (zu § 3 1 BtMG vgl. 
Weber, BtMG, 2. Aufl., § 31 Rn. 151; Körner a. a. O. Rn. 18 
m. N.) ist die Anwendung des § 46b StGB-E für jede einzel- 
ne Tat gesondert festzustellen. Erreicht bei tatmehrheitlich 
zusamiuentreffenden Straftaten des „Kronzeugen“ nur eine 
Tat den für die Anwendung des § 46b StGB-E erforderlichen 
Schweregrad, kann die Strafrahmenverschiebung nach § 49 
Abs. 1 StGB folglich auch nur für diese Tat gewährt werden. 
Erfüllen mehrere Taten diese Anforderung, beziehen sich die 
Angaben des Täters aber z. B. nur auf eine (andere) Tat, wird 
es letztlich von der nach § 46b Abs. 2 StGB-E erforderlichen 
Abwägung abhängen, ob diese Angaben es rechtfertigen, im 
Hinblick auf eine oder mehrere Taten des Täters zu einer 
Strafrahmenverschiebung zu gelangen (vgl. auch hierzu 
BayObLGSt a. a. O. sowie zu § 31 BtMG BGH 4 StR 547/ 
99 = NStZ 2000, 433; BGH 2 StR 532/99 = StV 2000, 318). 
Auf die einschlägige Rechtsprechung karm auch bei der 
Frage zurückgegriffen werden, inwieweit die Aufklärungs- 
oder Präventionshilfe auch in die für die Gesamtstrafenbil- 
dung nach § 54 Abs. 1 Satz 3 StGB gebotene Gesamtwür- 
digung nochmals Eingang finden karm (vgl. allgemein BGH 
1 StR 485/71 = BGHSt 24, 268, 270 f und speziell zur Kron- 
zeugenregelung von 1989 wiederum BayObLGSt a. a. O., 
S. 34). Ist eine nachträgliche Gesamtstrafenbildung erforder- 
lich, gelten auch hier die allgemeinen Grundsätze. Das Ge- 
richt ist an die Feststellungen des früheren Urteils zu den 
Einzelstrafen gebunden und hat auch deren Strafzumes- 
sungserwägungen, zu denen zukünftig auch die Anwendung 
des § 46b StGB-E und die damit bedingte Strafrahmenver- 
schiebung gehören körmen, zu berücksichtigen (vgl. allge- 
mein BGH 3 StR 287/02 = StV 2003, 555). 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 enthält eine nicht abschließende Aufzählung der 
maßgebenden Kriterien für die Entscheidung des Gerichts, 
ob und in welchem Umfang es die Angaben des Täters ho- 
noriert. Es hat demnach insbesondere Art, Umfang und 
Bedeutung der geleisteten Aufklärungs- oder Präventions- 
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hilfe gegen die Schwere der Tat des „Kronzeugen“ und des- 
sen Schuld abzuwägen. Dieser Abwägung kommt im Hin- 
blick auf den Schuldgrundsatz besondere Bedeutung zu (vgl. 
BVerfG Kammerentscheidung 2 BvR 1853/91 = NJW 1993, 
190 f.), und sie entspricht im Kern auch den bereits bei den 
Kronzeugenregelungen von 1989 und 1994 (siehe Teil A. 1. 
der Begründung) und den bestehenden „kleinen Kron- 
zeugenregelungen“ geltenden Vorgaben (vgl. z. B. BGH 3 
StR 321/91 = NJW 1992, 989 ff. und Bundestagsdrucksache 
11/2834, S. 14 zur Kronzeugenregelung bei terroristischen 
Straftaten; BGH 2 StR 107/87 = NJW 1987, 2882 zu § 31 
BtMG). 

Auch die sonstigen in Absatz 2 Nr. 1 genannten Kriterien zur 
Bemessung des „Wertes“ der geleisteten Aufklärungs- oder 
Präventionshilfe insgesamt und der darin zum Ausdruck 
kommenden Kooperationsbereitschaft finden sich bereits in 
der Anwendungspraxis zu diesen Regelungen wieder (vgl. 
z. B. die Nachweise bei Körner a. a. O. Rn. 77 sowie bei We- 
ber a. a. O. § 31 Rn. 144 ff). Dies gilt sowohl für die Frage 
der Unterstützung der Strafverfolgungsbehörden bei der ggf 
weiteren Aufdeckung oder Verhinderung der angegebenen 
Tat (vgl. auch Jeßberger a. a. O., S. 325) als auch für den 
Zeitpunkt der Offenbarung. Aufgrund der in Absatz 3 vor- 
gesehenen Ausschlussfrist ist der zeitliche Handlungsspiel- 
raum für den Aufklärungs- oder Präventionsgehilfen aller- 
dings von vomeherein eingeschränkter als bei den 
bisherigen Regelungen dieser Art. Der „Wert“ der Angaben 
bestimmt sich schließlich nicht zuletzt nach dem Gewicht 
der Tat, auf die sie sich beziehen; je schwerer die offenbarte 
Tat - auch im Verhältnis zur eigenen Tat des „Kronzeugen“ 
- wiegt, desto bedeutender sind entsprechende Angaben und 
desto eher können sie eine Strafrahmenmilderung oder gar 
ein Absehen von Strafe rechtfertigen (vgl. wiederum BGH 2 
StR 107/87 a. a. O.). 

Da die Auflistung nicht abschließend ist, können in die not- 
wendige Gesamtwürdigung auch weitere Einzelumstände 
einfließen, etwa der wiederum zu den „kleinen Kronzeugen- 
regelungen“ entwickelte Gesichtspunkt eines wechselnden 
Aussageverhaltens und dessen eventuell negative Auswir- 
kungen auf den tatsächlichen Aufklärungseffekt (vgl. BGH 
2 StR 467/84 = StV 1985, 14; Körner a. a. O. Rn. 26). 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 sieht eine zeitliche Grenze für die Berücksich- 
tigungsfähigkeit von Angaben des „Kronzeugen“ vor. Auf 
diese Weise wird vor allem dem Umstand Rechnung getra- 
gen, dass die Ermittlungsbehörden genügend Zeit benötigen, 
um den Wert der Angaben für Aufklärungs- und Präven- 
tionszwecke zu überprüfen. Es soll verhindert werden, dass 
der „Kronzeuge“ sein Wissen z. B. aus prozesstaktischen 
Gründen zurückhält oder etwa zum Zwecke der Prozessver- 
schleppung vermeintlich aufklärungs- oder präventionsrele- 
vante Angaben macht. Spätestens nach Zustellung der An- 
klageschrift besteht für den Angeschuldigten hinreichender 
Anlass, den Strafverfolgungsorganen einschlägiges Wissen 
zu offenbaren. Macht er im Zwischenverfahren ermittlungs- 
relevante Angaben, kann das Gericht diese noch vor der 
Entscheidung über die Eröffnung des Hauptverfahrens über- 
prüfen lassen und ggf. die Akten zum Zwecke weiterer Er- 
mittlungen an die Staatsanwaltschaft zurücksenden. Nach 
Eröffnung des Hauptverfahrens und der damit regelmäßig 


einhergehenden Terminierung der Hauptverhandlung und 
Ladung der Zeugen sowie der übrigen Prozessbeteiligten be- 
steht für das Gericht nicht selten eine nur noch eingeschränk- 
te Möglichkeit, vom Angeklagten erhobene Behauptungen 
auf deren Wahrheitsgehalt ohne wesentliche Verzögerung 
des Hauptverfahrens zu überprüfen. Zwar behilft sich die 
Rechtsprechung zu den „kleinen Kronzeugenregelungen“ 
(insbesondere § 3 1 BtMG) damit, dass der Betroffene grund- 
sätzlich selbst das Risiko trage, dass bis zum Ende der 
Hauptverhandlung der Aufklärungserfolg gelingt (Nach- 
weise bei Körner a. a. O. Rn. 56); auch können Beweisan- 
träge, die einen solchen Erfolg erst herbeiführen wollen, 
grundsätzlich abgelehnt werden (siehe Begründung zu 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1). Andererseits sind aber die Einzelheiten 
zum Umgang mit Beweisanträgen zu § 3 1 BtMG und die ge- 
naue Reichweite der gerichtlichen Aufklärungspflicht wei- 
terhin umstritten (vgl. BGH 2 StR 107/87 = NStZ 1988, 505 
mit Anm. Körner; ders. a. a. O. Rn. 59). Zudem neigen Teile 
der instanzgerichtlichen Rechtsprechung bei unklarer Sach- 
lage offenbar weiterhin dazu, einen Aufklärungserfolg bzw. 
die diesbezüglichen Angaben des Täters als wahr zu unter- 
stellen (vgl. BGH 2 StR 401, 85 = StV 1986, 93; 3 StR 289/ 
88 = StV 1989, 391; 5 StR 119/96 = StV 1996, 662; 2 StR 
134/97 = StV 1997, 638 sowie Körner a. a. O. Rn. 60), ob- 
wohl dies der Intention der „Kronzeugenregelungen“ 
zuwiderläuft, nur einen tatsächlichen Aufklärungserfolg zu 
honorieren. Die Pflicht zu frühzeitigen Angaben soll daher 
auch diese verfahrensrechtlichen Schwierigkeiten berück- 
sichtigen und auch insoweit dazu beitragen, dass in der Pra- 
xis allein solche Angaben anerkannt werden, die tatsächlich 
einen Aufklärungserfolg begründen. Die Befristung ent- 
spricht schließlich auch einer von Praktikern erhobenen For- 
derung (Mühlhoff/Mehrens a. a. O., S. 110). 

Die Möglichkeit der Anwendung der allgemeinen Strafzu- 
messungsregel des § 46 Abs. 2 StGB für erst nach Eröffnung 
des Hauptverfahrens gemachte Angaben bleibt unberührt, 
ebenso die Möglichkeit, diese Angaben bei Entscheidungen 
über eine etwaige Straf- oder Strafrestaussetzung zur 
Bewährung zu berücksichtigen (vgl. OLG Frankfürt/M 2 
Ws 368/96 = NStZ-RR 1996, 213). Damit soll es nach der in 
Artikel 3 vorgesehenen Übergangsregelung auch dann sein 
Bewenden haben, wenn in dem Strafverfahren bei Inkrafttre- 
ten des § 46b StGB-E bereits ein Eröffnungsbeschluss er- 
gangen ist (siehe näher dort). 

Zum Verhältnis des § 46b StGB-E zu den verbleibenden 
„kleinen Kronzeugenregelungen“ 

Das Verhältnis des § 46b StGB-E zu den noch verbleibenden 
bereichsspezifischen Regelungen zur Aufklärungs- oder Prä- 
ventionshilfe bestimmt sich - entsprechend den Vorgaben, die 
für das Verhältnis der Kronzeugenregelungen von 1989 und 
1994 (siehe Teil A. 1. der Begründung) und den damaligen 
„kleinen Kronzeugenregelungen“ galten - nach dem allge- 
mein anerkannten Grundsatz des Vorrangs der jeweiligen 
Spezialregelung und der Möglichkeit, auf die allgemeine 
Regelung zurückzugreifen, wenn deren Anwendung für den 
Offenbarenden im Einzelfall - ausnahmsweise - günstiger 
sein sollte (vgl. Bundestagsdrucksache 1 1/2834, S. 13 f.). Zur 
Vermeidung der durch den größeren Anwendungsbereich des 
§ 46b StGB-E gestiegenen Gefahr von Überschneidungen 
und Widersprüchen sieht der Entwurf zugleich eine stärkere 
inhaltliche Abstimmung zwischen der allgemeinen Regelung 


Deutscher Bundestag — 16. Wahlperiode 


-15- 


Drucksache 16/6268 


(§ 46b StGB-E) und den bereichsspezifischen Vorschriften 
vor, indem er den in der Praxis bedeutsamen § 3 1 BtMG an 
die Vorgaben des § 46b StGB-E anpasst und § 261 Abs. 10 
StGB streicht (siehe Artikel 1 Nr. 5 und Artikel 2). Im Hin- 
blick auf „Kronzeugenregelungen“ im engeren Sinne kann es 
daher nur für den Fall einer Präventionshilfe nach § 46b 
Abs. 1 Nr. 2 StGB-E, die zugleich die Voraussetzungen nach 
§ 129 Abs. 6 Nr. 2 StGB, auch i. V. m. § 129a Abs.7 StGB, 
erfüllt, zu einer Überschneidung inhaltlich unterschiedlicher 
Regelungen kommen. Überschneidungen kann es darüber 
hinaus mit Vorschriften der „Tätigen Reue“ geben, deren 
Voraussetzungen sich im Einzelfall ebenfalls mit denen des 
§ 46b StGB-E decken können (vgl. z. B. § 98 Abs. 1 Satz 2, 
Abs. 2 StGB). 

Für alle diese Fälle gilt auch hier der allgemeine Grundsatz, 
dass die besonderen Regelungen als „leges speciales“ der 
Anwendung des § 46b StGB-E in der Regel Vorgehen. Dies 
bedeutet z. B., dass die Präventionshilfe eines Täters nach 
§ 129 Abs. 4 oder § 129a Abs. 1 bis 5 StGB wie bisher 
grundsätzlich nach den Vorgaben des § 129 Abs. 6 Nr. 2 
StGB, auch i. V. m. § 129a Abs. 7 StGB, zu bewerten ist. Ein 
Rückgriff auf die Anwendung des § 46b StGB-E ist aber im- 
mer darm möglich, weim die Spezialbestimmung den jewei- 
ligen Sachverhalt gar nicht erfasst. Daher ist z. B. für eine 
Aufklärungshilfe des Täters im Hinblick auf die Taten einer 
kriminellen oder terroristischen Vereinigung § 46b StGB-E 
anwendbar, da § 129 Abs. 6 StGB, auch i. V. m. § 129a 
Abs. 7 StGB, für diese wichtige Fallgruppe keine Regelung 
enthält. Das Gleiche gilt, wenn es um die Honorierung einer 
deliktsgruppenübergreifenden Aufklärungs- oder Präven- 
tionshilfe geht, da die o. g. Spezialregelungen die Hilfe im 
Hinblick auf Taten, die in keinem Zusammenhang zur eige- 
nen Tat stehen, nicht erfassen. Für den Drogenhändler, der 
ein Menschenhandelsdelikt offenbart, ist also trotz der be- 
sonderen Regelung des § 3 1 BtMG der Anwendungsbereich 
des § 46b StGB-E eröffnet. 

Aber auch, weim es im Einzelfall zu einer echten Über- 
schneidung der Anwendungsbereiche von § 46b StGB-E 
und einer der bereichsspezifischen Regelungen kommt, kann 
im Einzelfall ein Rückgriff auf § 46b StGB-E in Betracht 
kommen, weim dessen Anwendung ausnahmsweise für den 
Betroffenen günstiger ist (vgl. wiederum Bundestagsdruck- 
sache 11/2834, S. 13). Dies kann der von der Rechtspre- 
chung entwickelten Vorgabe entnommen werden, wonach 
das Gericht bei zwei denkbaren Milderungsmöglichkeiten 
grundsätzlich die für den Täter günstigere auszuwählen hat 
(BGH 2 StR 664/84 = BGHSt 33, 92; vgl. auch Tröndle/ 
Fischer a. a. O. § 50 Rn. 5), solange auch diese nach der vom 
Tatgericht vorzunehmenden Gesamtwürdigung eine sachge- 
rechte Ahndung des Unrechts ermöglicht (vgl. BGH 3 StR 
327/99 = NStZ 1999, 610). Diese Vorgabe wird aber nur 
höchst ausnahmsweise zu einem Rückgriff auf § 46b 
StGB-E führen. Abgesehen davon, dass die formellen Hür- 
den für die Anwendung der allgemeinen Regelung in der 
Regel höher sind als die der bereichsspezifischen, gewährt 
letztere in der Regel auch einen für den „Kronzeugen“ güns- 
tigeren Spielraum zur Strafmilderung oder zum Absehen 
von Strafe (so wird z. B. in § 129 Abs. 6 Nr. 2 StGB das 
Absehen von Strafe nicht von der ansonsten verwirkten 
Strafhöhe abhängig gemacht; auch wird die Milderungsmög- 
lichkeit nach § 49 Abs. 2 StGB allenfalls dann einmal als 
weniger günstig anzusehen sein als die nach § 49 Abs. 1 


StGB, wenn die vom Täter ansonsten verwirkte Strafe sich 
dem gesetzlichen Höchstmaß annähert und daher dessen Ab- 
senkung besondere Bedeutung zukommt). 

Da sich das skizzierte Konkurrenzverhältnis aus allgemeinen 
Rechtsgrundsätzen und der bereits geltenden höchstrichter- 
lichen Rechtsprechung ableiten lässt und zudem die prakti- 
schen Fälle einer echten Konkurrenz selten sein dürften, ver- 
zichtet der Entwurf auf eine explizite Regelung dieses 
Verhältnisses im Gesetzestext. Dies entspricht nicht nur der 
Konzeption der Kronzeugenregelungen von 1989 und 1994, 
sondern vermeidet auch ungewollte Gegenschlüsse für ver- 
gleichbare Fallkonstellationen, die ebenfalls keine gesetz- 
liche Konkurrenzregel aufweisen. 

Zu den Nummern 3 und 4 (§§ 145d, 164 StGB) 

Dem möglichen Missbrauch bei der Erlangung von Straf- 
milderung oder dem Absehen von Strafe durch bewusst un- 
wahre Behauptungen in Bezug auf aufzuklärende oder zu 
verhindernde Straftaten soll auch mit den Mitteln der Straf- 
bewehrung effektiver entgegengewirkt werden. Vielfach un- 
terfallen die denkbaren Falschangaben bereits den Tatbe- 
ständen der §§ 145d, 164 StGB. Einige gravierende Fälle 
können allerdings von den §§ 145dund 164 StGB nicht oder 
nur mit einer unzureichenden Strafandrohung erfasst wer- 
den. Angesichts der durch eine „Kronzeugenregelung“ eröff- 
neten spezifischen Missbrauchsgefahr sollen für diese kon- 
kret bestimmbaren Fälle diese Defizite beseitigt werden. 

So werden in Bezug auf bevorstehende Straftaten von 
§ 145d StGB bislang nur unwahre Behauptungen über 
Katalogtaten nach § 126 Abs. 1 StGB erfasst. Für mögliche 
Missbrauchsfälle des § 46b StGB-E bei Angaben über zu 
verhindernde Straftaten ist der Straftatbestand daher auf alle 
in § 46b Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 StGB-E i. V. m. § 100a Abs. 2 
StPO-E genannten Straftaten zu erweitern. Das Gleiche gilt 
für die in § 3 1 Nr. 2 BtMG genannten Taten, um auch die 
missbräuchliche Inanspruchnahme dieser fortbestehenden 
„kleinen Kronzeugenregelung“ vollständig zu erfassen. Auf 
eine Ausdehnung auf die in § 129 Abs. 6 Nr. 2 StGB, auch 
i. V. m. § 129a Abs. 7 StGB, genannten Taten wird hingegen 
verzichtet. Abgesehen davon, dass bei Angaben eines Mit- 
glieds oder Unterstützers einer Vereinigung nach §§ 129, 
129a StGB über zukünftige Taten der „eigenen“ Vereinigung 
eine verminderte Gefahr bestehen dürfte, dass im Verfahren 
Falschaussagen nicht als solche erkannt werden, erscheint 
eine solche Erstreckung auch deshalb nicht angezeigt, weil 
es sich bei § 129 Abs. 6 StGB, auch i. V. m. § 129a Abs. 7 
StGB, um eine aus Elementen der „Tätigen Reue“ und einer 
„Kronzeugenregelung“ kombinierte und in ihren Anwen- 
dungsfällen sich überschneidende Spezialvorschrift handelt 
(vgl. Tröndle/Fischer a. a. O. § 129 Rn. 44 ff). Eine isolier- 
te, auf einen Teil dieser Regelung bezogene Strafbewehrung 
dürfte daher in der Praxis zu Abgrenzungs- und Anwen- 
dungsschwierigkeiten führen. Der vorgesehene Absatz 3 
setzt die vorstehend beschriebene Ausdehnung durch einen 
speziell auf die missbräuchliche Inanspruchnahme von 
§ 46b StGB-E und § 3 1 BtMG zugeschnittenen eigenen 
Straftatbestand um. Voraussetzung für dessen Anwendung 
ist, dass das Vortäuschen der Straftat gerade geschieht, um 
sich eine Strafmilderung oder ein Absehen von Strafe nach 
diesen Vorschriften zu erschleichen. 
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Sowohl für diese Fallkonstellation als auch für die parallel 
neu geschaffene Fallgruppe des § 164 Abs. 3 StGB-E 
werden darüber hinaus die Strafrahmen angehoben. Damit 
sollen die präventive Wirkung dieser Vorschriften erhöht 
und zugleich ein größerer Spielraum eröffnet werden, um 
eine durch die Falschaussage erzielte Strafmilderung ange- 
messen kompensieren zu können (vgl. Mühlhoff/Pfeiffer 
a. a. O. S. 121, 126; Mühlhoff/Mehrens, a. a. O., S. 80). 
Fallkonstellationen, die sich im Unrechtsgehalt nicht we- 
sentlich von den bisherigen Anwendungsfällen der Strafnor- 
men unterscheiden, kann jeweils mit einem Strafrahmen für 
minder schwere Fälle Rechung getragen werden. 

Zu Nummer 5 (§ 261 Abs. 10 StGB) 

Die in § 261 Abs. 10 StGB enthaltene „kleine Kronzeugen- 
regelung“ kann gestrichen werden. Abgesehen davon, dass 
die Vorschrift in der Praxis nur eine beschränkte Verbreitung 
gefunden hat (vgl. Jeßberger a. a. O., S. 79), wird ihr 
Anwendungsbereich zukünftig weitestgehend von § 46b 
StGB-E abgedeckt werden. Für den Täter des § 261 Abs. 1 
bis 4 StGB ist aufgrund der im Mindestmaß erhöhten Andro- 
hung von Freiheitsstrafe der Anwendungsbereich des § 46b 
StGB-E eröffnet. Seine Angaben zu § 261 StGB selbst wer- 
den grundsätzlich ebenso von § 46b StGB-E erfasst (vgl. 
§ 100a Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe m StPO-E des in der Begrün- 
dung zu § 46b Abs. 1 StGB-E genannten Regierungsent- 
wurfs vom 1 8. April 2007) wie Angaben zu den Vortaten der 
Geldwäsche, da ein erheblicher Teil der in § 261 Abs. 1 
Satz 2 StGB genannten Taten auch von § 100a Abs. 2 
StPO-E abgedeckt wird. Für die wenigen Fälle, in denen der 
Anwendungsbereich von § 261 Abs. 10 StGB über den des 
§ 46b StGB-E hinausgeht (der potenzielle „Kronzeuge“ 
macht sich einer nur leichtfertigen Geldwäsche nach § 26 1 
Abs. 5 StGB strafbar oder seine Angaben beziehen sich auf 
weniger schwere, nicht in § 100a Abs. 2 StPO-E genannte 
Vortaten), können entsprechende Angaben auch in Zukunft 
über das Instrumentarium des § 46 StGB und des § 153 ff. 
StPO hinreichend berücksichtigt werden. Durch die Strei- 
chung werden zudem inhaltliche Wertungswidersprüche und 
Konkurrenzprobleme zu § 46b StGB-E vermieden. 

Zu Artikel 2 (Änderung des Betäubungsmittel- 
gesetzes) 

Mit den vorgesehenen Änderungen soll § 3 1 BtMG hinsicht- 
lich seiner Voraussetzungen und Rechtsfolgen an § 46b 
StGB-E angepasst werden. Damit sollen auch hier insbeson- 
dere inhaltliche Wertungswidersprüche zwischen diesen 
Vorschriften sowie Anwendungsschwierigkeiten bei Kon- 
kurrenzfallen (z. B. wenn sich die Angaben eines Betäu- 
bungsmitteltäters sowohl auf ein anderes Drogendelikt als 
auch ein Geldfälschungsdelikt beziehen) vermieden werden. 
Auf der Tatbestandsseite wird hierfür vor allem die Präklu- 
sionsvorschrift des § 46b Abs. 3 StGB-E für entsprechend 
anwendbar erklärt. Wie bei § 46b StGB-E soll damit auch 
hier u. a. die rechtzeitige Überprüfung der Angaben des 
„Kronzeugen“ erleichtert werden (siehe Begründung zu 
§ 46b Abs. 3 StGB-E). Zudem wird die ohnedies vorrangig 
aus der Praxis zu § 3 1 BtMG abgeleitete Abwägungsklausel 
des § 46b Abs. 2 StGB-E (siehe wiederum dortige Begrün- 
dung) übernommen. Auf der Rechtsfolgenseite wird der 
Rahmen für eine Strafmilderung oder ein Absehen von 


Strafe an die Vorgaben des § 46b StGB-E angepasst. Auch 
dieser Rahmen gewährt einen hinreichend weiten Spielraum 
für eine dem jeweiligen Einzelfall angemessene Berücksich- 
tigung der Aufklärungs- oder Präventionshilfe. So wird z. B. 
über § 47 Abs. 2 StGB auch in den Fällen, in denen der un- 
gemilderte Strafrahmen eine Mindeststrafe von einem Jahr 
Freiheitsstrafe vorsieht (vgl. § 29 Abs. 3, § 29a BtMG), die 
- nach dem derzeitigen Recht über § 49 Abs. 2 StGB unmit- 
telbar gegebene - Möglichkeit eröffnet, nur eine Geldstrafe 
zu verhängen, wenn eine Freiheitsstrafe von sechs Monaten 
oder mehr nicht in Betracht kommt. Zudem wird ein Ab- 
sehen von Strafe nicht von der abstrakten Strafandrohung, 
sondern von der konkret verwirkten Strafe abhängig ge- 
macht. Bei besonders schweren Betäubungsmitteldelikten 
(§§ 30, 30a BtMG) kann schließlich der vertypte Milde- 
rungsgrund des § 46b StGB-E auch, insbesondere zusam- 
men mit weiteren Umständen, eingesetzt werden, um einen 
minder schweren Fall zu bejahen, wenn das Gericht auf- 
grund einer Gesamtwürdigung der Auffassung ist, dass die- 
ser Strafrahmen zur Ahndung des Unrechts angemessen ist 
(siehe bereits Begründung zu § 46 Abs. 1 Satz 2 StGB-E). 

Dass an § 3 1 BtMG als Sonderregelung neben § 46b StGB-E 
überhaupt festgehalten wird, beruht auf den Besonderheiten 
des Betäubungsmittelstrafrechts und den grundsätzlich posi- 
tiven Erfahrungen der Praxis mit dieser Vorschrift. Die Effi- 
zienz des § 3 1 BtMG zeigte sich in der Vergangenheit nicht 
zuletzt im Bereich lokaler Rauschgiftszenen (vgl. Kreuzer, 
Handbuch des Betäubungsmittelrechts, § 13 Rn. 645). So 
können gerade auch die durch § 3 1 BtMG veranlassten An- 
gaben von Dauerkonsumenten oder Gelegenheitsdealem 
über deren Lieferanten- oder Abnehmerkreis zur Auf- 
deckung von Teilbereichen der ansonsten abgeschotteten 
Drogenszene führen. Teilweise kommt es infolge solcher 
Angaben zu einer Kettenreaktion von „Lebensbeichten“, die 
auch Täter der mittleren und schweren Betäubungsmittel- 
kriminalität erfasst (vgl. Körner a. a. O. Rn. 3 f.). Auf diese 
Erkenntnismöglichkeiten soll auch in Zukunft nicht verzich- 
tet werden, zumal sich § 3 1 BtMG über die Jahrzehnte seiner 
Anwendung hinweg in der „Szene“ als mögliches „Aus- 
stiegsinstrument“ fest etabliert hat. Daher soll an dem relativ 
weiten Anwendungsbereich des § 3 1 BtMG festgehalten 
werden, der - über § 46b StGB-E hinausgehend - auch Täter 
und Taten der einfachen Drogenkriminalität erfasst. 

Auf eine entsprechende Anpassung des § 129 Abs. 6 Nr. 2 
StGB, auch i. V. m. § 129a Abs. 7 StGB, wird hingegen ver- 
zichtet. Als Begründung kann auch hier zunächst angeführt 
werden, dass diese Vorschrift in eine aus Elementen der 
„Tätigen Reue“ und einer „Kronzeugenregelung“ kombi- 
nierte Gesamtregelung eingebettet ist, deren Anwendungs- 
fälle sich überschneiden und bei der folglich eine isolierte, 
auf eine Teilregelung bezogene Übernahme der Vorgaben 
des § 46b StGB-E für die Praxis Abgrenzungs- und Anwen- 
dungsprobleme befürchten ließe (siehe bereits Begründung 
zu den Nummern 3 und 4). Hinzu kommt, dass eine miss- 
bräuchliche Inanspruchnahme dieser Regelung bislang nicht 
beklagt wird und daher auch der Bedarf für eine § 46b Abs. 3 
StGB-E entsprechende Regelung begrenzt erscheint, ganz 
abgesehen davon, dass § 129 Abs. 6 Nr. 2 StGB, auch 
i. V. m. § 129a Abs. 7 StGB, offenbar insgesamt in der 
Praxis nur eine beschränkte Bedeutung gefunden hat. Zur 
Frage einer Konkurrenz mit § 46b StGB-E siehe die dortige 
Begründung (a. E.). 
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Zu Artikel 3 (Änderung des Einführungsgesetzes 
zum Strafgesetzbuch) 

Mit der Übergangsregelung soll vor allem eine Anwendung 
des § 46b StGB-E auf schon rechtshängige Verfahren ver- 
hindert werden, bei denen der Täter vor der Eröffnung des 
Hauptverfahrens bereits Angaben im Sirme des § 46b 
StGB-E gemacht hatte. Andernfalls bestünde die Gefahr, 
dass diese Verfahren erheblich verzögert würden oder zur 
Nachholung von Ermittlungen gar ausgesetzt oder bereits im 
Revisionsverfahren befindliche Verfahren sogar zwingend 
nach § 2 Abs. 3 StGB wegen Nichtbeachtung des „milderen“ 
§ 46b StGB-E aufgehoben werden müssten (vgl. Tröndle/ 
Fischer a. a. O. § 2 Rn. 12). Eine derartige gesetzliche Ab- 
weichung von § 2 Abs. 3 StGB ist verfassungsrechtlich un- 
bedenklich (vgl. BVerfGESl, 132, 136 f.; BGH GSSt 2/95 = 
BGHSt 42, 113, 120; Eser in Schönke/Schröder, StGB, 
27. Aufl., § 2 Rn. 16, Tröndle/Fischer a. a. O.). Die Rege- 
lung entzieht zudem jeder Interpretation den Boden, § 46b 
StGB-E könne bei bereits rechtshängigen Verfahren etwa 
unter Missachtung der Fristvorgabe ihres Absatzes 3 An- 
wendung finden. Für Strafverfahren, in denen bei Inkraft- 


treten noch kein Eröffnungsbeschluss ergangen ist, ist § 46b 
StGB-E hingegen anwendbar. In geeigneten Fällen kann mit 
Blick auf die Gesetzesänderung die Entscheidung über die 
Eröffnung des Hauptverfahrens zunächst zurückgestellt 
werden. 

Eine entsprechende Vorgabe enthält die Regelung auch für 
die Anwendung der in Artikel 2 vorgesehenen Neufassung 
des § 3 1 BtMG. Sie erübrigt für bereits rechtshängige Ver- 
fahren auch die ggf schwierige Bewertung, ob die alte oder 
die neue Fassung dieser Vorschrift nach den Umständen des 
konkreten Einzelfalls das mildeste Gesetz nach § 2 Abs. 3 
StGB ist (etwa im Hinblick auf die Frage, ob eine Milderung 
nach § 49 Abs. 1 oder Abs. 2 StGB günstiger ist oder welche 
Fassung ein Absehen von Strafe begünstigt). 

Zu Artikel 4 (Inkrafttreten) 

Die Vorschrift bestimmt ein zeitlich leicht verzögertes In- 
krafttreten des Gesetzes, um es der Praxis, auch im Hinblick 
auf die in Artikel 3 enthaltene Übergangsregelung, zu er- 
leichtern, sich auf die Neuregelung einzustellen. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 835. Sitzung am 6. Juli 2007 be- 
schlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Abs. 2 
des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

1 . Zur Vorlage allgemein 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Gesetz- 
gebungsverfahrens die Aufnahme einer Regelung zu 
prüfen, nach der die tatsächlichen und rechtlichen Ent- 
wicklungen infolge der Einführung der allgemeinen 
Strafzumessungsvorschrift bei Präventions- und Aufklä- 
rungshilfe auf wissenschaftlicher Grundlage unter seiner 
Beteiligung zu evaluieren sind. 

Begründung 

Die Kronzeugenregelung bietet die Möglichkeit zur Auf- 
klärung von Straftaten, für die tendenziell ein Ermitt- 
lungsdefizit des Staates zu beklagen ist. Sie ist aber auch 
problematisch, weil der Offenbarende sein Wissen in der 
Regel nur deshalb preisgeben wird, weil es ihm allein um 
die Privilegierung hinsichtlich der von ihm selbst ver- 
wirkten Strafe geht. Diese Motivation kaim trotz der im 
Gesetzentwurf vorgesehenen, eventuellem Missbrauch 
vorbeugenden Maßnahmen rechtsstaatsfeindlichem De- 
nunziantentum Vorschub leisten, weshalb die Aussage- 
kraft und der Beweiswert derart einseitig motivierter Of- 
fenbarungen besonders kritisch zu hinterfragen und auch 
in Gänze in Zweifel zu ziehen sein dürften. 

Negativen Entwicklungen durch die Einführung der all- 
gemeinen Strafzumessungsvorschrift bei Präventions- 
und Aufklärungshilfe muss frühzeitig entgegensteuert 
werden. 

Deshalb ist eine gesetzlich verpflichtende Regelung zur 
Evaluation erforderlich. 

2. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 46b StGB) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Gesetzge- 
bungsverfahrens zu prüfen, ob der Anwendungsbereich 
des § 46b auf die Deliktsfelder des Terrorismus und der 
organisierten Kriminalität beschränkt und allenfalls um 
solche Bereiche erheblicher Kriminalität erweitert wer- 
den soll, bei denen in vergleichbarer Weise wegen der 
typischen Abschottung nach außen Erkenntnisse über be- 
gangene oder bevorstehende Straftaten vielfach nur 
durch das Aufbrechen krimineller Strukturen durch das 
Angebot einer mit allgemeinen Strafzumessungsregeln 
nicht mehr vereinbarenden Strafmilderung zu erlangen 
sind. 

Begründung 

Eine Kronzeugenregelung, die einem Straftäter für seine 
Kooperation mit den Strafverfolgungsbehörden das Ab- 
sehen von Strafe oder eine Strafmilderung in Aussicht 
stellt, die mit den sonst geltenden Regeln nicht zu errei- 
chen wäre, kann ein geeignetes Mittel sein, um Straftaten 
aufzuklären oder geplante Straftaten zu verhindern. Dies 


gilt insbesondere für Taten, die in kriminellen Strukturen 
begangen werden, in die wegen der Abschottung außer- 
halb stehende Personen oder besonders die StrafVerfol- 
gungsbehörden keinen Einblick haben. 

Eine Kronzeugenregelung ist unter rechtsstaatlichen Ge- 
sichtspunkten aber Einwänden ausgesetzt, die einem 
beliebig weiten Einsatz entgegenstehen. Sie kann dazu 
führen, dass insbesondere schwere Straftaten nicht mehr 
mit schuldangemessenen Strafen geahndet werden. Das 
beeinträchtigt nicht nur das Vertrauen der Bevölkerung in 
den Rechtsstaat, sondern ist vor allem individuellen 
Opfern, beispielsweise von Sexual- oder Gewalttaten, 
kaum zu vermitteln. Die Kronzeugenregelung eröffnet 
Straftätern die Möglichkeit, mit den Strafverfolgungs- 
behörden in einen „Handel um die Gerechtigkeit“ einzu- 
treten. Sie bevorzugt in ein kriminelles Milieu verstrickte 
und damit potenziell gefährliche Straftäter, da vornehm- 
lich sie um Straftaten anderer wissen. Vor allem aber 
besteht die Gefahr des Missbrauchs. In der belastenden 
Situation des gegen sie gerichteten Strafverfahrens be- 
steht die naheliegende Gefahr, dass Beschuldigte dem 
Anreiz erliegen, durch falsche oder jedenfalls übertriebe- 
ne Anschuldigungen zu Unrecht Strafmilderung zu errei- 
chen. Die Erfahrungen zeigen, dass „Kronzeugen“ nach 
Abschluss ihres Strafverfahrens an belastenden Aus- 
sagen häufig nicht mehr festhalten, wobei vielfach offen 
bleibt, ob die ursprünglich belastende Aussage richtig 
oder falsch war. 

Diese und weitere Bedenken müssen dazu führen, eine 
Kronzeugenregelung auf die Bereiche zu beschränken, in 
denen der Staat trotz hohen Aufklärungsinteresses kaum 
die Möglichkeit hat, ohne dieses Mittel gravierende 
Straftaten aufzuklären oder zu verhindern. Das gilt für 
Terrorismus und organisierte Kriminalität. Hier sind Er- 
mittlungserfolge vielfach nur durch die Kooperation mit 
Personen zu erreichen, die Einblick in die kriminelle 
Struktur haben und deshalb regelmäßig selbst strafrecht- 
lich belastet sind. Wegen der besonderen Gefahren, die 
diese Art der Kriminalität für das Gemeinwesen bildet, ist 
hier trotz der damit verbundenen Gefahren eine Kronzeu- 
genregelung vertretbar. In weiteren Deliktsbereichen ist 
sie nur dann vertretbar, wenn sich in vergleichbarer 
Weise wegen der typischen Abschottung nach außen Er- 
kenntnisse regelmäßig nur durch das Aufbrechen krimi- 
neller Strukturen über das Angebot einer mit allgemeinen 
Strafzumessungsregeln nicht mehr vereinbarenden Straf- 
milderung zu erzielen lassen. 

Der Gesetzentwurf geht darüber weit hinaus. 

Hinsichtlich der Taten, auf die sich die Angaben des 
Kronzeugen beziehen müssen, wird über die Anknüp- 
fung an den Katalog des neuen § 100a Abs. 2 StPO 
(vgl. Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung der Tele- 
kommunikationsüberwachung und anderer verdeckter 
Ermittlungsmaßnahmen sowie zur Umsetzung der Rieht- 
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linie 2006/24/EG, Bundesratsdrucksache 275/07) ver- 
sucht, eine Eingrenzung des Anwendungsbereiches auf 
schwer aufklärbare, erhebliche Kriminalität vorzuneh- 
men. Der Katalog reicht wegen seiner anderen Zielrich- 
tung aber weit über den als vertretbar zu bezeichnenden 
Bereich hinaus, der durch kriminelle, nach außen ab- 
geschottete Strukturen gekennzeichnet ist. So wird bei- 
spielsweise der in dem Katalog enthaltene schwere 
sexuelle Missbrauch von Kindern (§ 176a StGB) in aller 
Regel nicht im Rahmen krimineller Strukturen begangen, 
in die mittels Kronzeugenregelung eingedrungen werden 
müsste. Das Aufklärungsdefizit ergibt sich hier aus der 
Unterlegenheit des kindlichen Opfers gegenüber dem 
ihm regelmäßig bekannten Täter. Nur ausnahmsweise 
wissen Dritte, die über eine Kronzeugenregelung zu einer 
Kooperation mit den Strafverfolgungsbehörden motiviert 
werden könnten und müssten, von solchen Taten. 

Vor allem ist aber bedenklich und nahezu unvertretbar, 
die Kronzeugenregelung für Täter aus dem gesamten 
Spektrum der Kriminalität zu öffnen, indem allein an eine 
im Mindestmaß erhöhte Freiheitsstrafe angeknüpft wird. 
Damit wird jeder Bezug des Kronzeugen zu der Krimina- 
lität aufgegeben, die er aufzuklären hilft. Dieser weite 
Anwendungsbereich der Kronzeugenregelung löst sie 
von ihrem eigentlichen Zweck, in abgeschottete, in 
hohem Maß von Konspiration geprägte Strukturen einzu- 
dringen, um die zur Aufklärung erforderlichen Erkennt- 
nisse zu gewinnen, wofür man auf Hinweise von Perso- 
nen angewiesen ist, die selbst in das kriminelle Milieu 
verstrickt sind (in diesem Sinne auch die Ausführungen 
zur Zielsetzung im Vorblatt des Gesetzentwurfs). 

Außerhalb dieses Bereiches können und müssen die 
Möglichkeiten des geltenden Rechts ausreichen, die Ko- 
operation mit den Strafverfolgungsbehörden im Rahmen 
der Strafzumessung mildernd zu berücksichtigen. 

3. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 46b Abs. 3 StGB) 

Artikel 1 Nr. 2 § 46b Abs. 3 ist zu streichen. 
Begründung 

Die Bekämpfung der organisierten Kriminalität, der 
Korruption und des Terrorismus erfordert wirksame 
Maßnahmen. Der Einsatz verdeckter Ermittlungsmaß- 
nahmen, etwa die Überwachung der Telekommunikation 
oder der Einsatz anderer technischer Mittel, vermag die 
insoweit auftretenden Beweisschwierigkeiten nicht in 
jedem Fall sachgerecht zu lösen. Die Zerschlagung der 
diesen Straftaten zu Grunde liegenden kriminellen und 
terroristischen Strukturen setzt voraus, dass es den Straf- 
verfolgungsbehörden gelingt, in den Kern der jeweiligen 
Organisationen bzw. Beziehungsgeflechte einzudringen. 
Das ist nur möglich, wenn aussagewillige und koopera- 
tionsbereite Täter, Gehilfen und Mitwisser ermutigt wer- 
den, die kriminellen Strukturen, aber auch begangene 
oder geplante Straftaten offenzulegen. 


Ein Anreiz zur Offenbarung dieses Wissens kaim da- 
durch geschaffen werden, dass die Milderung einer zu er- 
wartenden Strafe in Aussicht gestellt wird. Soweit der 
Gesetzentwurf der Bundesregierung insoweit in § 46b 
Abs. 3 StGB-E jedoch eine zeitliche Grenze für den An- 
wendungsbereich der Kronzeugenregelung vorsieht, sind 
die diesbezüglichen sachlichen Erwägungen der Bundes- 
regierung nachvollziehbar, gehen aber an den Bedürfnis- 
sen der Praxis vorbei. Erfahrungen belegen nämlich, dass 
Täter, denen schwer nachweisbare Taten (z. B. aus dem 
Bereich der organisierten Kriminalität) vorgeworfen wer- 
den, nicht selten zunächst den Verlauf der Hauptverhand- 
lung abwarten, um das Verurteilungsrisiko abzuwägen, 
bevor sie bereit sind, mit den Strafverfolgungsbehörden 
zu kooperieren, um eine für sie günstigere Strafe zu errei- 
chen. Wenngleich dieses prozesstaktische Verhalten 
gesteigerte Anforderungen an die Strafverfolgungsbe- 
hörden und Gerichte hinsichtlich der Überprüfung der 
Angaben des „Kronzeugen“ auf deren Wahrheitsgehalt 
stellt, erscheint es bedenklich, sich diese mögliche Er- 
kenntnisquelle generell dadurch zu verschließen, dass der 
Zeitpunkt des Eröffnungsbeschlusses als Ausschlusstat- 
bestand normiert wird. 

Die zeitliche Beschränkung für den Anwendungsbereich 
der Kronzeugenregelung ist daher zu streichen. 

4. Zu Artikel 1 Nr. 3 und 4 (§ 145d Abs. 3 und 4, § i64 

Abs. 3 StGB) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Gesetz- 
gebungsverfahrens die Einführung der so genannten Ver- 
wirkungsstrafe zu prüfen. 

Begründung 

Um Missbrauch vorzubeugen, sieht der Gesetzentwurf 
die Ausweitung und Anhebung der Strafandrohungen für 
das Vortäuschen einer Straftat (§ f 45d StGB) und die fal- 
sche Verdächtigung (§ 164 StGB) für diejenigen Täter 
vor, die sich durch unwahre Angaben eine Strafmilde- 
rung oder ein Absehen von Strafe erschleichen wollen 
(vgl. Artikel 1 Nr. 3 und 4). 

Diese flankierenden Maßnahmen sind allenfalls ein Ele- 
ment effektiver Missbrauchsprophylaxe. Isoliert sind sie 
aber nicht ausreichend, um Missbrauch sicher auszu- 
schließen. 

ln Anlehnung an den „Entwurf eines Gesetzes zur Rege- 
lung der Aufklärungshilfe im Strafrecht“ (Bundesrats- 
drucksache 896/02 - Gesetzesantrag des Landes Nieder- 
sachsen) sollten parallel zu den materiell-rechtlichen 
auch strafprozessuale Möglichkeiten zur Korrektur privi- 
legierender Entscheidungen (so genannte Verwirkungs- 
strafe) zur Verfügung stehen. 

Erst die Gesamtschau materiell-rechtlicher und strafpro- 
zessualer Maßnahmen stellt eine effektive Missbrauchs- 
prophylaxe dar. 


Drucksache 16/6268 


-20- 


Deutscher Bundestag — 16. Wahlperiode 


Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung 


Die Bundesregierung bemerkt zu den drei Prüfbitten 
(Nummer 1, 2 und 4) und der erbetenen Änderung 
(Nummer 3) Folgendes: 

Zu Nummer 1 (Vorlage allgemein) 

Aus Sicht der Bundesregierung ist es ihre generelle Aufgabe, 
Neuregelungen und ihre Auswirkungen auf die Praxis ständig 
zu beobachten und ggf. konzentriert durch Berichte der Län- 
der, durch Forschungsaufträge oder ähnliche Maßnahmen zu 
überprüfen. Eine ausdrückliche gesetzliche „Evaluierungs- 
klausel“ hält sie daher nicht für erforderlich. Im Übrigen ist 
der Vorschlag der Bundesregierung - anders als die 1 989 und 
1994 eingeführten Kronzeugenregelungen bei Straftaten 
einer terroristischen oder kriminellen Vereinigung - weder 
befristet noch durch eine Verortung außerhalb des Straf- 
gesetzbuches als „Erprobungsvorschrift“ ausgestaltet, son- 
dern als eine allgemeine Strafzumessungsregel, die auf dem 
bestehenden Strafzumessungsrecht aufbaut und sich in die 
Systematik des StGB einfügt. 

Zu Nummer 2 (Artikel 1 Nr. 2 - § 46b StGB-E) 

Durch den Verweis auf § 100a Abs. 2 StPO-E (Bundesrats- 
drucksache 275/07) werden für den Kreis der zu offenbaren- 
den Taten die vom Bundesrat genannten Bereiche des Terro- 
rismus, der organisierten Kriminalität sowie vergleichbarer 
erheblicher, typischerweise abgeschottet begangener Krimi- 
nalität bereits hinreichend eng umschrieben. § 100a Abs. 2 
StPO-E umfasst schwerste sowie schwere Straftaten, bei 
denen aufgrund oftmals konspirativ und in abgeschotteten 
Strukturen erfolgender Begehungsweise tendenziell ein 
besonderes Ermittlungsdefizit des Staates zu beklagen ist. 
Dabei muss sich diese Zuordnung zwangsläufig einer typi- 
sierenden Betrachtungsweise bedienen, da das StGB und die 
strafrechtlichen Nebengesetze keine umfassend und explizit 
definierten Deliktsbereiche der „organisierten Kriminalität“, 
des „Terrorismus“ oder gar der „sonstigen vergleichbaren 
Kriminalität“ kennen. Die Prüfbitte des Bundesrates enthält 
auch keinen konkreten Gegenvorschlag, sondern nennt als 
einziges Beispiel für den angeblich zu weiten Deliktskatalog 
lediglich den schweren sexuellen Missbrauch von Kindern 
nach § 176a StGB. Ein Ausschluss gerade dieses Tatbestan- 
des erschiene aus Sicht der Bundesregierung wenig über- 
zeugend. § 176a StGB erfasst nicht nur mit die schwersten 
Delikte des Strafgesetzbuches, an deren Aufklärung und 
Verhinderung der Staat schon deshalb ein besonderes Inte- 
resse hat, sondern mit dem gemeinschaftlich begangenen 
sexuellen Missbrauch auch einen Tatbestand, für den eine 
Begehung in abgeschotteten Strukturen geradezu typisch ist. 

Nach der Begründung der Prüfbitte soll auch der Kreis der 
Taten, die der „Kronzeuge“ selbst begangen hat, auf diesel- 
ben vom Bundesrat in allgemeiner Form skizzierten Delikts- 
bereiche beschränkt werden. Die Bundesregierung hat schon 
in der Begründung des Regierungsentwurfs zu § 46b Abs. 1 
StGB-E betont, dass ihres Erachtens der Wert einer Aussage 


jedoch nicht von vomeherein davon abhängt und daher auch 
nicht davon abhängig gemacht werden sollte, ob der Aussa- 
gende selbst eine Tat aus dem Deliktsbereich begangen hat, 
auf den sich seine Angaben beziehen. Nicht plausibel er- 
schiene es z. B., zwar einem Bandenmitglied, nicht aber dem 
allein agierenden Einbruchsdieb einen Anreiz zu bieten, die 
Aufdeckung eines Hehlerringes zu ermöglichen. Im Einzel- 
fall kann die Offenbarung eines reinen Wissensträgers sogar 
nützlicher sein als die Angabe eines Tatbeteiligten, der 
womöglich nur versucht, seinen eigenen Tatbeitrag zu ba- 
gatellisieren, und dem es aufgrund seiner Detailkenntnis 
vom tatsächlichen Tathergang eher möglich ist, auch 
bei Falschangaben Glaubwürdigkeit vorzutäuschen (vgl. 
Jeßberger, Kooperation und Strafzumessung, S. 128, 317). 
Im Übrigen enthält der Regelungsvorschlag bereits ein hin- 
reichendes Korrektiv für den sachgerechten Umgang mit 
„externen Kronzeugen“, indem er in § 46b Abs. 2 StGB-E 
eine mögliche Strafmilderung maßgeblich vom konkreten 
Wert der Angaben abhängig macht. Ist der Nutzen der Anga- 
ben im konkreten Einzelfall aufgrund der Tatfeme des Aus- 
sagenden nur gering, so karm eben keine oder nur eine gerin- 
ge Strafmildemng gewährt werden. 

Zu Nummer 3 (Artikel 1 Nr. 2 - § 46b Abs. 3 StGB-E) 

Die Bundesregierang lehnt den Vorschlag ab. 

Die Pflicht zur frühzeitigen Offenbarung verfolgt u. a. den 
wichtigen Zweck, einer missbräuchlichen Inanspruchnahme 
der „Kronzeugenregelung“ entgegenzuwirken. Sie soll den 
Strafverfolgungsbehörden und dem Gericht die Prüfung er- 
leichtern, ob die Angaben zutreffen und daher wirklich zu 
einer Tataufklärang oder Tatverhinderung beitragen (zu den 
Einzelheiten, auch zu der entsprechenden Forderung der Pra- 
xis, vgl. die Begründung des Regierungsentwurfs zu § 46b 
Abs. 3 StGB-E). Auch der Bundesrat hat in den Begründun- 
gen seiner Stellungnahmen Nummer 2 und 4 die Aufgabe 
betont, durch sachgerechte Instrumente die Gefahr zu be- 
schränken, dass der Aussagende eine Strafmilderung 
erreicht, ohne dass diesem Zugeständnis eine tatsächliche 
Aufklärangs- oder Präventionshilfe gegenübersteht. 

Der Bundesrat begründet seine ablehnende Haltung zu der 
vorgeschlagenen Befristung vor allem mit den bisherigen Er- 
fahrungen, wonach sich Täter nicht selten erst im Verlauf der 
Hauptverhandlung kooperationsbereit zeigen würden, um 
bis zuletzt Verurteilungsrisiko und Nutzen einer etwaigen 
Offenbarung abwägen zu können. Dem ist jedoch entgegen- 
zuhalten, dass der geplanten Fristvorgabe gerade auch eine 
steuernde Wirkung zukommen soll. Der vom Bundesrat 
skizzierte abwägende Täter soll und wird zukünftig eben 
auch abzuwägen haben, ob er auf eine frühzeitige Offen- 
barung verzichtet und sich somit von vomeherein der 
Chance einer substanziellen Strafmilderung begibt. Im Übri- 
gen bleibt es für spätere Offenbarungen dabei, dass diese bei 
der allgemeinen Strafzumessung noch berücksichtigt wer- 
den können. 
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Zu Nummer 4 (Artikel 1 Nr. 3 und 4 - § 145d Abs. 3 
und 4, § 164 Abs. 3 StGB-E) 

Die Prüfbitte zur Einführung einer so genannten Verwir- 
kungsstrafe zielt vor allem darauf ab, die Wiederaufnahme 
des Verfahrens zuungunsten des „Kronzeugen“ zu ermög- 
lichen, um ihm die erlangte Strafmilderung wieder zu entzie- 
hen, wenn er im Verfahren gegen den von ihm Belasteten sei- 
ne Aussage nicht wiederholt, dort also keine oder andere 
Angaben macht. Einen entsprechenden Regelungsvorschlag 
hatte der Bundesrat auf der Grundlage der in der Begründung 
zitierten Initiative bereits 2004 ins Gesetzgebungsverfahren 
eingebracht (Bundestagsdrucksache 15/2771). Die Bundes- 
regierung lehnt eine solche Regelung ab, insbesondere weil 
sie mit Grundprinzipien des Straf- und Strafprozessrechts 
unvereinbar wäre. So würde die Regelung faktisch den 
Zwang für den „Kronzeugen“ begründen, an einer einmal 
gemachten Angabe - unabhängig von ihrem Wahrheits- 
gehalt - festzuhalten, was auch den Beweiswert dieser Aus- 
sage im Verfahren gegen den von ihm Belasteten erheblich 
in Frage stellen würde. Die vom Rechtsausschuss des 
Deutschen Bundestages am 30. Mai 2005 durchgeführte 
Sachverständigenanhörung hat diese Bedenken bestätigt. 
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